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Tunesien,  17.  Dezember  2010:  Mohamed  Bouazizi,  ein  Gemüsehändler,
zündet das Feuer über seinen abgemagerten und ausgebeuteten Körper an,
gegen die Perspektivlosigkeit und Polizeigewalt, die er und andere erfuhren.
Die Flammen verbrennen ihn, er stirbt. Doch dieses Feuer war der Funken,
der in der arabischen Welt die Flammen der Revolutionen entfachte.

Der Arabische Frühling
Der Arabische Frühling, die Revolutionen von Tunesien über Ägypten bis
nach  Syrien  und  in  den  Jemen  haben  Generationen  von  Arbeiter:innen,
Jugendlichen  und  Frauen  geprägt.  Für  eine  gewisse  Zeit  schien  das
revolutionäre  Aufbegehren unaufhaltbar  zu  sein.  Massendemonstrationen,
die  sich  gegen  autoritäre  Regime  richteten  und  ein  würdevolles  Leben,
Menschenrechte und demokratische Mitbestimmung forderten, sowie Streiks
einer sich erhebenden Arbeiter:innenklasse ließen die Ben Alis, Assads, al-
Gaddafis und Mubaraks erzittern.

In Tunesien führten örtliche Gewerkschaften, Angestellte und insbesondere
die oppositionellen Kräfte im Dachverband UGTT (Union Générale Tunisienne
du Travail) die Proteste an, die auch stark von Jugendlichen und Arbeitslosen
getragen wurden. Am 10. Januar 2011 riefen Branchengewerkschaften der
UGTT, darunter die Lehrer:innen, zu einem zweitägigen Generalstreik und
Massendemonstrationen  im  ganzen  Land  auf,  wobei  die  Führung  der
Gewerkschaften  massiv  von  ihrer  Basis  und  den  Protesten  unter  Druck
gesetzt wurde.

Am 14. Januar floh Präsident Ben Ali aus dem Land. Sein Sturz befeuerte in
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der  gesamten  Region  einen  revolutionärer  Prozess.  Dabei  verliefen  die
Proteste  anfangs  ähnlich.  Ägypten  sollte  als  nächstes  dran  sein.  Dabei
spielten  Facebook  und  Social-Media-Kanäle  zur  Mobilisierung  und
Dokumentierung eine essenzielle Rolle. Obwohl die Protestierenden am 25.
Januar  und  an  den  Tagen  danach  massiv  und  brutal  angegriffen  und
zahlreiche Menschen von Regierungseinheiten ermordet  wurden,  konnten
die Barrikaden und Einsatzkräfte von Polizei oder Armee die Massen nicht
stoppen.

Atemberaubend muss der Moment gewesen sein, als von Hunderttausenden
der  Slogan  der  Revolution  aus  Tunesien  in  den  Straßen  Ägyptens
wiederhallte: „Das Volk will den Sturz des Regimes“. Vor allem der Tahrir-
Platz in Kairo wird zum großen Symbolbild der Revolution in diesem Land
und Monate lang besetzt gehalten und von Aktivist:innen selbstverwaltet.
Auch  Streiks  erschüttern  die  Herrschenden  dieses  Landes.  Soziale
Forderungen wurden nach der Ansprache Mubaraks am 10. Februar, als er
die  schrittweise  Übergabe  seiner  Amtsgeschäfte  ankündigte,  mit  der
anwachsenden  Streikwel le  immer  stärker:  Lohnerhöhung,
Arbeitsplatzsicherheit und Gewerkschaftsrechte. Der halbe Rücktritt kommt
zu spät, die Revolution weitet sich noch mehr aus und Mubarak muss am 11.
Januar endgültig gehen.

In Syrien beginnt die Welle der Revolution ebenfalls blutig: Jugendliche aus
Dar’a schreiben im März an ihre Schulwand, inspiriert vom Sturz der Regime
in  Tunesien  und  Ägypten:  „It’s  your  turn  doctor“.  (Baschar  al-Assad  ist
Augenarzt). Sie werden inhaftiert und gefoltert, einer stirbt. Aber Massen
gehen  auf  die  Straßen.  Die  Massenproteste  mit  mehreren  100.000
Teilnehmer:innen in ihrer Höchstphase fanden schnell  Unterstützung von
Soldat:innen, welche dem Regime und dessen bewaffnetem Arm den Rücken
kehrten  und  zurück  in  ihre  Stadtteile  gingen.  Dort  beschützten  diese
anfänglich  die  Demonstrationen gegen Angriffe  des  Staates.  Im gleichen
Zeitraum  entstehen  Stadtkomitees  und  eine  Organisierung  von
Arbeiter:innen  mit  basisdemokratischen  Strukturen.  Die  noch  zum  Teil
unkoordinierte Organisierung der bewaffneten Teile verteidigt bald schon
ganze Stadtteile und drängt Armee und regimetreue Milizen zurück. Dies



sind  nur  einige  kurze  Ausführungen  über  die  Massenproteste  und  ihre
allgemeinen Auswirkungen.

Außerdem sind dies Teile der „1. Welle“ des Arabischen Frühlings, als sich
die Regime in der Defensive befanden, Diktatoren wie Ben Ali und Mubarak
gestürzt wurden. In dieser Phase spielten Frauen eine wichtige Rolle, da
auch sie  an  vorderster  Front  gegen Unterdrückung und Ungerechtigkeit
kämpften.  Sie übernahmen wichtige und notwendige Rollen während der
Proteste, welche von Sanitätsaufgaben, über journalistische Arbeit bis hin
zur  Mobilisierung  und  Organisierung  reichten.  Dabei  muss  angemerkt
werden, dass vor allem in dieser Phase geschlechtsspezifische Forderungen
keine essenzielle Rolle spielten. Denn egal ob männlich oder weiblich, alt
oder jung, der Schrei gegen Unterdrückung, nach sozialen Forderungen, die
ein menschenwürdiges Leben ermöglichen könnten, und für den Sturz der
Regime und Demokratie betraf alle.

Doch  die  weitere  Entwicklung  des  Arabischen  Frühlings  –  sowohl  seine
Ausweitung in andere Länder wie auch die Reaktionen der Staatsapparate,
die weiter bestanden, und der herrschenden Klassen, die sich auf sie stützen
–  veränderte  auch  die  Forderungen.  Darin  wurden  auch  mehr
geschlechtsspezifische Fragen laut.  In einigen Ländern übernahmen auch
weibliche  Personen  wichtigere  Rollen.  Dabei  konnten  z.  B.  im  Libanon
Frauenorganisationen an Masse gewinnen und im Sudan wurden Videos von
protestierenden  jungen  Frauen  in  weißen  Hidschabs  immer  verbreiteter.
Doch die Konterrevolution – egal in welcher Welle des Arabischen Frühlings
und  in  welcher  Form,  ob  durch  offene  brutale  Repression  und
Bürger:innenkrieg  oder  durch  eine  Mischung  aus  Repression  und
Inkorporation – rief überall nach der Einschränkung von Frauenrechten und
der Rolle der Frauen, die in den Revolutionen sichtbar wurde. Wir wollen
diese exemplarisch in einigen Ländern genauer betrachten.

Wir kämpfen – wir sind nicht Opfer
Sehen wir in den westlichen Medien etwas über den Arabischen Frühling,
scheinen  fast  ausschließlich  nur  männliche  Personen  vor  die  Linse  der
Kamera  zu  treten.  Beim  Lesen  von  vor  allem  liberalen  Berichten  und



Analysen zum Arabischen Frühling werden weibliche Personen oft als Opfer
von Gewalt und Vergewaltigungen dargestellt. Und auch wenn dies leider
tragische Wahrheit ist, so ist dies nicht das Einzige, welches die Rolle der
Frauen in den Revolutionen widerspiegelt.

So spielten Frauen als Aktivist:innen und Medienschaffende eine große Rolle:
Asmaa Mahfuz in Ägypten, Arwa Othman im Jemen, Lina Ben Mhenni in
Tunesien, um nur einige Namen zu nennen. Durch die gewerkschaftliche
Organisierung von Frauen in Tunesien konnte hier eine starke Präsenz von
weiblichen  Personen  verzeichnet  werden.  Dabei  waren  sie  nicht  nur
Journalistinnen,  sie  waren  Teil  von  Volkskomitees,  welche  tunesische
Wohnviertel  schützten,  vor  allem  in  Phasen,  als  der  Staat  kollabierte.

Nach dem Sturz von Bin Ali wählte Tunesien 2011 die verfassunggebende
Versammlung,  in  welcher  mehr  als  20  % der  Abgeordneten  aus  Frauen
bestanden. Dies zeigt die allgemeine Tendenz, welche von den Aufständen
verursacht und errungen wurde, dass sich Frauen vermehrt an öffentlichen
Debatten und Entscheidungen beteiligten. Es entstehen viele neue NGOs,
Organisationen, und viele Frauen lassen sich in unterschiedlichen Ländern
zur Wahl aufstellen.

Es wurden zum Teil Räume und Möglichkeiten geschaffen, in welchen das
Bild  der  Frau,  ihre  Rolle  und  die  Frage  der  Sexualität  immer  mehr
Gegenstand der Debatten wurden.

Dabei mussten Frauen für diese kleinen Errungenschaften viel leisten: In
praktisch allen Ländern wandten die Kräfte des alten, erschütterten, aber
letztlich  nicht  gestürzten  Regimes  systematisch  sexuelle  Gewalt  gegen
protestierende Frauen an. Dadurch sollte ihre Moral gebrochen werden, um
ihre Präsenz und die Bewegung insgesamt zu schwächen. So gibt es Berichte
darüber, dass in den Truppen in Libyen, welche loyal zum Diktator al-Gaddafi
standen, Viagra verteilt wurde.

In Ägypten versammeln sich am 8. März 2011 Frauen auf dem Tahrir-Platz,
um den Frauenkampftag zu feiern. Sie werden von Gegendemonstrant:innen
eingekreist  und  brutal  angegriffen.  Am  darauffolgenden  Tag  erfolgt  die



systematische  Schikane  seitens  der  Armee.  Diese  stürmt  zusammen  mit
Polizei  und bezahlten Schlägertrupps den Platz.  Von den Protestierenden
werden 18 Frauen inhaftiert  und bei  7  von ihnen wurden im Gefängnis
„Jungfräulichkeitstest“ durchgeführt. Die Gewalt gegenüber Frauen nahm am
17.12.2011 eine neues Höchstmaß an, beim „Vorfall mit dem blauen BH“, bei
welchem das ägyptische Militär eine protestierende Frau verprügelte. Videos
wurden veröffentlicht, in welchem man die ohnmächtige Frau erkennt, wie
sie an ihren Armen durch die Straße gezerrt wird, ihre Abaya (Überkleid)
zerrissen  und  ihr  nackter  Körper  mit  einem  blauen  BH  wird  deutlich.
Daraufhin versammelten sich am 20.12.2011 Tausende Frauen und Männer
auf dem Tahrir-Platz. Dies wird als einer der größten Frauenproteste der
vergangenen Jahre in die Geschichte eingehen.

Die  systematische  sexualisierte  Gewalt  durch  staatliche  und  reaktionäre
Kräf te  führte  dazu ,  dass  Frauen  e inhe i t l i cher  auf t raten ,
Frauenorganisationen gegründet wurden und diese eine Koalition aufbauten.
Frauen  waren  notwendige  Akteur:innen  der  Proteste,  welches  ihnen
Legitimität  und  Aufmerksamkeit  verlieh.  Dies  versuchten  Diktatoren  wie
Salih im Jemen zu unterbinden. In einer Ansprache am 15.04.2011 versuchte
er durch den Satz „Der Islam verbietet die Vermischung von Männern und
Frauen in der Öffentlichkeit“, die großen Sit-ins und Platzbesetzungen zu
diskreditieren.

Oftmals  kämpften  Aktivistinnen  auch  gegen  ihre  eigenen  Familien  und
Verwandtschaftskreise, da diese sich gegen ihren Aktivismus stellten. Ein
Beispiel  hierfür  ist  die  bekannte syrische Schauspielerin Fadwa Soliman.
Trotz Gefahr von Tod oder Gefängnis wollte sie an den Protesten teilnehme,
um die ihrer Meinung nach in der Öffentlichkeit vorherrschende Meinung zu
widerlegen,  dass alle Mitglieder der alawitischen Gemeinschaft,  die etwa
10  %  der  syrischen  Bevölkerung  ausmachen,  die  Regierung  ihres
alawitischen Landsmanns Baschar al-Assad unterstützen. Sie wollte auch die
Darstellung der Regierung widerlegen, dass diejenigen, die an den Protesten
teilnahmen, entweder Islamist:innen oder bewaffnete Terrorist:innen seien.
Dabei  wurde  sie  jedoch  von  ihrer  Familie  ausgeschlossen  und
exkommuniziert.



Es  ist  nicht  unüblich,  dass  in  solchen  spontan  auftretenden  Protesten
Forderungen  nach  Würde,  Regimewechsel,  Freiheit  vordersten  Rang
einnehmen. Dabei kämpften überall Frauen und Männer Seite an Seite für
den Sturz „ihrer“ Regime. Auch wenn sich die patriarchale Unterordnung
von  Frauen  in  der  Region  allein  durch  den  Arabischen  Frühling  nicht
auflösen konnte,  ermöglichte er ein Aufsprengen und Hinterfragen vieler
traditionelle  patriarchaler  Gedanken,  Ideologien  und  Geschlechterrollen.
Dabei sitzen diese tief und lassen sich nicht durch einen Regimewechsel und
einige demokratische Gesetze überwinden.

Mit  dem Eintreten der Welt  in die imperialistische Epoche kämpften die
Massen  in  den  Kolonien  gegen  ihre  Unterordnung,  Ausbeutung  und
Fremdherrschaft.  Antikoloniale  Kämpfe  führten  jedoch  nicht  zu  einer
kompletten  Unabhängigkeit  dieser  Länder.  Es  entstanden  Halbkolonien,
Staaten, die zwar formal politisch unabhängig sind, aber wirtschaftlich und
letztlich  auch politisch abhängig  von imperialistischen Staaten und ihrer
Weltordnung.  Diese  Abhängigkeit  führte  dazu,  dass  halbkoloniale  Länder
systematisch unterentwickelt gehalten wurden, sich Ungleichheit im Rahmen
der  globalen  Arbeitsteilung  verfestigte,  wenn  nicht  sogar  verstärkte.
Vorkapitalistische  Herrschaftsformen und patriarchale  Strukturen wurden
nicht zerschlagen, sondern vielmehr in den halbkolonialen Kapitalismus und
den Weltmarkt integriert. Wir erinnern daran, dass die USA unter anderem
an Stammesführer in Afghanistan,  Irak oder Syrien Waffen lieferten und
diese  als  Partner  eher  akzeptierte  als  andere,  wodurch  sie  auch  den
Fortbestand  dieser  Strukturen  unterstützten.  Während  des  Arabischen
Frühlings konnte beobachtet werden, dass für viele Frauen der Aktivismus
von ihren Familien und Freund:innen ungern gesehen war und ihnen viele
Steine in den Weg gelegt wurden.

Forderungen, die vermehrt genderspezifisch aufgeworfen wurden, wurden
vor allem in den Nachwehen des Arabischen Frühlings populär. So spielten
Aktivistinnen 2019 in den Oktoberprotesten im Irak eine wesentliche Rolle.
Aktivistin  Amira  Al-Jaber  erzählt  in  einem  Interview  mit  Al  Jazeera  (Al
Dschasira), dass die Präsenz von Frauen in den Protesten dazu beigetragen
hat, die von der Gesellschaft auferlegten Beschränkungen, unsere Stimme



nicht zu zeigen, zu brechen. Wir haben den Slogan: „Die Stimme der Frauen
ist eine Revolution, keine Schande“ erhoben.

Zusammenfassend kann man sagen, dass die objektive Lage von Frauen sich
nicht  verbessert  hat,  sondern  konterrevolutionäre  Parteien  und  Regime,
Bürgerkrieg  und,  im Extremfall,  der  Aufmarsch  von  Daesch  (Islamischer
Staat) immer mehr ihre Rechte einschränkten. Aber der Arabische Frühling
verlieh zugleich vor allem Frauen Erfahrungen, Kampfgeist und Sichtbarkeit
in öffentlichen Räumen.

Wie kämpfen wir für einen neuen Arabischen
Frühling? Wie tragen wir  den Kampf gegen
Frauenunterdrückung in die Massen?
Der Arabische Frühling, egal ob in Tunesien, Bahrain, Irak oder Sudan war
eine fortschrittliche Erhebung der Massen, welche sich gegen Verarmung
und repressive Regime richtete. Dabei darf die Rolle von imperialistischen
Mächten,  die  die  Region  systematisch  in  Abhängigkeit  halten,  um  die
wirtschaftliche Ausbeutung von Menschen und Natur zu garantieren, und die
deshalb  blutige  Regime  unterstützen,  nicht  vergessen  werden.  In  vielen
Raps, die in Phasen der Massenproteste aus dem Untergrund als Ausdruck
der Wut der Jugend bekannter wurden, tritt eine Imperialismuskritik immer
mehr in den Vordergrund.

Die  Forderung  nach  grundlegenden  demokratischen  Rechten  ist  eine
wichtige, kann jedoch nur durch Revolutionen umgesetzt werden, welche die
Diktatoren  und  ihre  Milizen  und  Armeen  zerschlagen.  Auch  wenn  die
Revolutionen  in  vielen  dieser  Länder  als  „demokratische“  beginnen,  so
können sie ihre Ziele nur erreichen, wenn sie auch die Grundstrukturen der
Gesellschaft,  Kapitalismus  und  Imperialismus,  infrage  stellen,  mit  einer
sozialistischen  Umwälzung  verbunden  werden.  Die  Revolution  muss
permanent werden – oder sie wird nicht fähig sein, die alten Regime und ihre
Grundstrukturen vollständig zu beseitigen.

Der  Arbeiter:innenklasse  kommt  dabei  eine  Schlüsselrolle  hinzu.  Die



aufkommenden  Streiks  bis  hin  zu  Generalstreiks  waren  wichtige  und
notwendige Mittel, um die aufgeworfenen Forderungen umsetzen zu können.
Jedoch können uns demokratische Systeme keine Sicherheit geben, und ein
Rückfall in autoritäre Regime mit ihren Diktator:innen kann immer wieder
erfolgen  und  hat  immer  wieder  mit  Unterstützung  der  Imperialistischen
Mächte stattgefunden. Wir müssen die Revolution in eine soziale umwandeln,
welche die Machtverhältnisse umstürzt und die Klassenverhältnisse, welche
zur Ausbeutung und Anhäufung des Reichtums einiger weniger beitragen,
zerschlägt. Dabei war es einer der großen Fehler im Arabischen Frühling,
dass die Massen und Streikenden keine Organe der Doppelmacht errichteten.

Damit  die  Revolution  siegreich  sein  kann,  muss  sie  in  den  Streiks,
Massenaufständen und Erhebungen eigene demokratische Kampfstrukturen
– Streik-  und Aktionskomitees –  aufbauen, die sich zur Räten entwickeln
können  und  landesweit  zentralisiert  werden.  Nur  so  können  sie  dem
zentralisierten Staats- und Machtapparat die gebündelte Kraft der Revolution
entgegenstellen  und  damit  auch  Organe  einer  neuen,  revolutionären
Ordnung schaffen, die den alten Staatsapparat zerschlägt und an seine Stelle
tritt.

Um diese Streiks, Demonstrationen, Versammlungen, Räte, Gewerkschaften
und Parteien der Unterdrückten zu verteidigen, braucht es auch eine eigene,
von Komitees der Arbeiter:innen und Unterdrückten kontrollierte Miliz. Um
die einfachen Soldat:innen, die sich nicht in den Dienst der Reaktion stellen
wollen, zu gewinnen, braucht es den Aufbau von Soldat:innenräten, die sich
mit jenen der Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern verbinden.

Damit eine solche Perspektive Fuß fassen und erfolgreich umgesetzt werden
kann, braucht die Revolution eine politische Kraft, die sie anführen kann,
eine revolutionäre Partei. Diese muss die kämpfenden und fortschrittlichsten
Teile der Unterdrückten und Arbeiter:innen sowie Frauen und Jugendlichen
organisieren. Es braucht dabei das Recht von geschlechtlich Unterdrückten,
Caucusse zu bilden, welches ihnen ermöglicht, sich in den eigenen Reihen
unabhängig vom anderen Geschlecht zu treffen. Dabei soll einerseits ein Ort
geschaffen werden, an welchem über den Sexismus in den eigenen Reihen
geredet  werden  kann  und  Forderungen  und  Analysen  in  die  Partei



zurückgetragen  werden  können.  Die  revolutionäre  Partei  muss  dabei
Taktiken  für  den  Kampf  diskutieren  und  entwickeln,  ein  Programm
erarbeiten, welches den Kampf für eine Revolution bündelt. Essentiell ist für
das  Überleben  dieser  revolutionären  Partei  die  Verbindung  mit
Revolutionär:innen  in  den  anderen  halbkolonialen  Ländern  sowie  den
imperialistischen  Staaten.

Die Unterdrückung der Frau kann zwar letztlich nur aufgehoben werden,
wenn der Kapitalismus zerschlagen ist.  Dies bedeutet aber nicht, dass in
Revolutionen  und  Aufständen  weibliche  Aktivist:innen  keine  wesentliche
Rolle  spielen.  Sie  sind  Speerspitzen  kommender  Proteste,  welches  die
Frauenrevolution  in  Iran  aufgezeigt  hat.  Der  Kampf  um  demokratische
Rechte und für soziale Forderungen muss immer zusammen mit dem gegen
die Unterdrückung von Frauen gedacht werden. Die aktuelle Situation in den
beschriebenen Ländern schreit nach einem 2. Aufflammen des Arabischen
Frühlings.  Die  Zeit  ist  reif.  Lasst  uns  dabei  nicht  nur  lose  Bewegungen
aufbauen, sondern organisiere dich schon jetzt für den Aufbau revolutionärer
Parteien und einer neuen revolutionären Internationale!

Weltmenstruationstag:  Bluten
for  free?  Hygieneartikel  auf
allen Toiletten!
Von Alys, Mai 2024

Stell dir vor, du bist in der Schule. In 15 Minuten beginnt deine mündliche
Prüfung. Du bist nervös und gehst vorher noch einmal auf die Toilette. Dort
wartet eine böse Überraschung auf dich: Du hast deine Tage bekommen und
keinen Tampon dabei!
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So eine Situation haben viele Schüler:innen schon einmal erlebt. Bei 67 %
der Menstruierenden muss erstmal Klopapier als Notlösung herhalten. Doch
wie  geht  es  dann  weiter?  Vielleicht  hast  du  Glück  und  eine:r  deiner
Mitschüler:innen hat einen Tampon für dich dabei. Wenn nicht, müsstest du
dir in der Pause eine Packung kaufen gehen, doch dein Taschengeld reicht
nicht für die 5 €.

Was kostet deine Periode?
Periodenarmut ist ein Problem, dem oft wenig Beachtung geschenkt wird. In
einer Studie von PLAN Deutschland und WASH United gaben 23 % der
Mädchen und Frauen ab 16 Jahren an, dass die monatlichen Ausgaben für die
Periode für sie eine finanzielle Belastung seien.

Das  britische  Rabattportal  Money  Saving  Heroes  fand  heraus,  dass
Menstruierende circa 46 € im Monat für Periodenprodukte, Schmerzmittel,
Wärmepflaster, neue Unterwäsche und Ähnliches ausgeben. Im ALG II Satz
sind zum Beispiel monatlich nur 17.02 € für Hygieneausgaben vorgesehen.
Die meisten Schüler:innen sind finanziell noch abhängig von ihren Eltern.
Sind  diese  Arbeiter:innen  des  Niedriglohnsektors  oder  auf  Sozialhilfe
angewiesen, wird das Geld für Periodenprodukte knapp. Besonders betroffen
von  Periodenarmut  sind  jedoch  obdachlose  Menschen.  Bei  ihnen  kommt
erschwerend dazu, dass es sehr wenige saubere und kostenlose öffentliche
Toiletten gibt und dass sie weniger Zugang zu sauberer Kleidung haben.

Fehlender Zugang zu Hygieneartikeln und öffentlichen Toiletten führt dazu,
dass vor allem junge Menstruierende sich unwohl fühlen und lieber zuhause
bleiben. Damit werden Menstruierende aus dem öffentlichen Raum wie zum
Beispiel der Schule ausgeschlossen. Wer sich außerdem sorgen muss, ob der
letzte Tampon noch für den Schultag reicht, kann sich schlechter aufs Lernen
konzentrieren.

Eine Sparstrategie ist zum Beispiel, Menstruationsprodukte länger nicht zu
wechseln. Das kann gesundheitlich gefährlich werden. Beim Tragen eines
Tampons  über  8  Stunden  erhöht  sich  das  Risiko  für  das  toxische
Schocksyndrom. Feuchte Binden bilden einen Nährboden für Bakterien und



Infektionen.  Das könnte wiederum höhere medizinische Kosten nach sich
ziehen. Oder andersrum: Arm sein ist sehr teuer.

Hygieneartikel als Grundversorgung
Deshalb die Frage: Warum gehören Tampons und Binden nicht einfach zur
Standardausstattung von öffentlichen Toiletten wie Klopapier und Handseife?
Von der Politik und von der Öffentlichkeit wird die Periode weitestgehend
ignoriert  und  gewissermaßen  als  ein  Privatproblem  mancher  Menschen
behandelt. Das hat zum einen damit zu tun, dass das Thema immer noch
tabuisiert  wird.  Es  ranken  sich  sehr  viele  hartnäckige  Mythen  um  die
Periode, zum Beispiel dass das Periodenblut irgendwie schmutzig oder gar
giftig sei oder dass man während der Blutung keinen Sex haben sollte. So
wirkt, als sei die Periode etwas, für das man sich gar schämen sollte, und erst
recht  nicht  öffentlich  darüber  laut  sprechen oder  gar  politisieren.  Diese
Tabuisierung  und  Mystifizierung  sind  letztendlich  die  Folge  der
jahrtausendalten  Frauenunterdrückung  und  im  Besonderen  des
Heraushaltens von Frauen bzw. Menstruierenden aus dem öffentlichen Raum
und damit auch des wissenschaftlichen wie medizinischen Diskurses. Etwas,
was bei den allermeisten Frauen und Menstruierenden über eine lange Phase
ihres  Lebens  zum  Alltag  gehört,  schlichtweg  als  unaussprechlich  und
ekelerregend zu definieren, ist eine Form der Gewalt und Unterdrückung.
Zumal Beschwerden, die damit einhergehen, auch totgeschwiegen werden
und bis vor kurzem nicht einmal wirklich untersucht wurden. Stattdessen
wird uns seit unserer Jugend vermittelt, dass es ganz normal ist, wenn wir
Krämpfe haben, die uns bewegungsunfähig machen, wir aber einfach eine
Wärmeflasche drauflegen sollen, weil wir uns ja nicht einfach jeden Monat
1–5 Tage deswegen krankschreiben lassen können. Und das, obwohl das in
diesem  Ausmaß  überhaupt  nicht  normal  ist,  wie  die  heutigen
wissenschaftlichen Erkenntnisse bezüglich Endometriose zeigen. Doch auch
Endometriose  wird  noch  viel  zu  wenig  in  der  Medizin  ernstgenommen,
obwohl es eine weit verbreitete Erkrankung ist (laut Zeitbild medical sind 10
% der Menstruierenden in Deutschland betroffen). Das merken wir dran, wie
schwierig es ist,  eine Diagnose zu bekommen. Dies dauert im Schnitt 10
Jahre.  Auch PMDS, also PMS mit  Fokus auf  psychische Symptome,  wird



wenig öffentlich diskutiert. Dabei sind auch diese Symptome weit verbreitet,
führen  aber  bei  5–7  %  sogar  dazu,  dass  sie  aufgrund  von  depressiven
Symptomen den Alltag nicht richtig bewältigen können. Erschwerend kommt
hinzu, dass PMDS bis zu 16 Tage im Monat anhält.

Zum anderen ist es für die Kapitalist:innen, die Hygieneartikel herstellen
lassen, ein riesiges Geschäft, weil ein bedeutender Anteil der Bevölkerung
dazu gezwungen ist, beständig auf die eigenen Produkte zurückzugreifen.
Der Profit steht hier mal wieder über allem und ganz besonders über der
Gesundheit  von  Menstruierenden,  weswegen  auch  schädliche  chemische
Komponenten für die Produktion verwendet werden. Wir sprechen hier von
einem jährlichen Umsatz von 800 Millionen Euro in Deutschland. Es zum
Privatproblem zu machen,  ermöglicht  es  gerade,  absurd hohe Preise  für
diese Artikel zu verlangen, ohne dass das zum Politikum wird. Gerade in
einer Gesellschaft mit patriarchalen Strukturen, in der cis Männer deutlich
mehr Macht und Einfluss besitzen, können sie etwas, wofür sie selbst nicht
aufkommen müssen, als eine Art „Luxusartikel“ deklarieren. Das führt auch
dazu, dass Menschen, die nicht betroffen sind, also insbesondere cis Männer,
Vorstellungen  von  der  Periode,  basierend  auf  schlechter  Aufklärung,
entwickeln, die dann beinhalten, dass Menstruierende eigentlich gar keine
Hygieneartikel bräuchten und das eben einfach nur Luxus sei und sie einfach
das Blut „anhalten“ könnten und dann das Klo benutzen könnten.

Hinzu kommen dabei auch noch die Steuern durch den bürgerlichen Staat:
Bis vor Kurzem waren noch 19 % Mehrwertsteuer veranschlagt, mittlerweile
sind es zumindest nur noch 7 %. Doch das geht nicht weit genug!

Kämpfen wir dafür!
Klar  ist:  Damit  alle  uneingeschränkt  am Schulalltag  teilnehmen  können,
sollten  Menstruationsprodukte  nicht  einfach  nur  etwas  billiger  sein.  Es
braucht  kostenlose  Menstruationsartikel  in  jeder  Schule  und  auf  jeder
öffentlichen Toilette! Alle Schüler:innen sollen die gleichen Möglichkeiten
haben,  am  Unterricht  teilzunehmen,  und  insgesamt  sollte  hier  keine
finanzielle Ungerechtigkeit bestehen! Durch kostenlose Hygieneartikel wird
nicht  nur  das  Wohlbefinden  und  Selbstbewusstsein  von  jungen



Menstruierenden gestärkt,  sondern auch das  Thema Periode an sich  ein
Stück weit enttabuisiert, zumal wir uns im Sinne von trans Inklusion dafür
einsetzen,  auf  allen  Toiletten  diese  Produkte  auszulegen.  Hinzukommen
sollte natürlich auch ein demokratisch organisierter Aufklärungsunterricht
an der Schule, um über Perioden Mythen und Vorfälle diskutieren zu können.

Wir sollten das zum einen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene erkämpfen,
indem wir für einen selbstverständlichen Umgang mit  Perioden und eine
Anerkennung  von  Hygieneartikeln  als  Grundversorgung  kämpfen.  Dies
unterstützen wir als Teil der Frauenbefreiungsbewegung. Dazu gehört nach
unserem Verständnis auch die Enteignung der Konzerne Johnson & Johnson,
die  marktführend im Bereich Hygieneartikel  sind.  Die Arbeiter:innen des
Betriebs  könnten  dann  die  Produktion  kontrollieren  und  so  auch  dafür
sorgen,  dass  bspw.  schädliche  Stoffe  wie  Pesitzide,  Weichmacher  und
Bleichmittel nicht ihren Weg in Binden, Tampons & Co. finden! Durch eine
Planwirtschaft ist es möglich, eine kostenfreie Grundversorgung für alle zu
errichten. Auch die Forschung im Bereich Endometriose und PMDS muss
vorangetrieben  werden,  so  dass  wir  Unterstützung  für  alle  Betroffenen
erkämpfen  können.  Die  Devise  heißt  hier  Enteignung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  und  die  Aufhebung  des  Patentrechts,  um  zu
gewährleisten, dass die Produktion von medizinischen Präparaten nicht unter
Profitinteresse steht und sie auch in einer Langzeitanwendung so sicher wie
möglich sind! Des Weiteren setzen wir uns für unkomplizierte Krankmeldung
im Fall von Perioden, PMS und PMDS ein. In Spanien bspw. wurden dafür
monatliche  extra  Urlaubstage  eingerichtet,  die  in  einem  solchen  Fall
jederzeit genommen werden können. Etwas Ähnliches ohne ärztliches Attest
halten wir sowohl für Schule als auch für Uni und Betrieb für sinnvoll, denn
mal ehrlich: Wer will sich mit Horrorkrämpfen noch zum Arzt schleppen und
dort  mehrere  Stunden auf  einen gelben Schein  warten?!  Und das  jeden
Monat auf Neue?!

Aber konkret an der eigenen Schule kann man es auch politisieren, indem
man die Schulleitung unter Druck setzt.  Sowohl öffentliche Aktionen und
Kundgebungen können dazu gehören, aber auch es einfach erst mal selbst zu
machen, indem man Hygieneartikel auf den Schulklos auslegt und dazu ein



Plakat hängt, was skandalisiert, dass die Schulleitung das nicht selbst macht!
Das kann sich lohnen, denn diese Gedanken machen sich viele Menschen, die
Perioden haben, und dadurch kann man einen Raum schaffen, indem man
darüber spricht und sich organisieren kann und vielleicht sogar erkennt,
welche Ungerechtigkeit darüber hinaus noch in der Schule besteht! Wenn ihr
dabei Unterstützung braucht, meldet euch doch gerne bei uns!

Daher fordern wir:

Kostenlose  Menstruationsartikel  in  allen  Schulen,  Unis,  Betrieben
und öffentlichen Toiletten
Schluss mit Transfeindlichkeit: Menstruationsprodukte auf allen Klos
Unkomplizierte Krankmeldung bei Periodenbeschwerden
Kostenlose, öffentliche und saubere Toiletten – überall und 24/7
Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  der  Schüler:innen,
Arbeiter:innen und aller Mitarbeitenden der Schule: Wir entscheiden
über unsere Aufklärung!
Mass ive  Invent ionen  in  d ie  Forschung  h ins icht l ich
Menstruationsbeschwerden, bezahlt  von den Profiten der Reichen,
die Forschung unter Kontrolle von Arbeiter:innengremien
Enteignung der Betriebe, Minimierung der Schadstoffe für Mensch
und Natur in Hygieneartikeln und Errichtung einer Planwirtschaft
unter  Arbeiter:innenkontrolle  zur  Aufrechterhaltung  der
Grundversorgung.

Quellen:
https://www.plan.de/fileadmin/website/04._Aktuelles/Kampagnen_und_Aktion
en/Menstruation sumfrage/Plan-3_Pager_Menstruation-A4-2022.pdf

Periodenarmut: Wieso die Menstruation unsere Gesellschaft spaltet

https://www.informationsportal-kinderwunsch.de/resource/blob/201942/a69a
4011a67d9fe83c8902d85796a981/zeitbild-medical-endometriose-und-
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kinderwunsch-a-rztemappe-data.pdf

PMDS: Was Frauen über die prämenstruelle Depression wissen sollten

Queers  in  Palästina:  Ein  freies
Palästina  bedeutet  Befreiung
von jeglicher Unterdrückung
von  Leonie  Schmidt,  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  und  Revolution,  Fight!
Fight! März 2024

Achtung: In diesem Artikel werden teilweise rassistische und queerfeindliche
Argumente  wiedergegeben,  um  sie  widerlegen  zu  können.  Auch  wird
sexualisierte  und  koloniale  Gewalt  erwähnt.  (Die  Red.)

Queere Menschen gibt es überall auf der Welt – auch in Palästina. Und wie
überall  werden  sie  auch  gesellschaftlich  unterdrückt,  denn  die
Unterdrückung von queeren Personen spielt im Kapitalismus mitsamt seiner
patriarchalen  Strukturen  eine  wichtige  Rolle.  Doch  im  Rahmen  von
Diskussionen über Israels Krieg gegen Gaza fällt von israelsolidarischer Seite
immer wieder das Argument, dass man als queere Person oder Mensch, der
sich für queere Rechte engagiert, nicht pro Palästina sein dürfe. Schließlich
stünde  das  im  absoluten  Widerspruch  zur  Situation  von  queeren
Palästinenser:innen,  deren  Leben  „von  barbarischer  Queerfeindlichkeit
seitens  der  eigenen,  angeblich  grundsätzlich  reaktionären  Community
geprägt sei“. Klar ist jedoch, dass das eine völlig falsche Behauptung ist, bei
der   Pinkwashing  und  Homonationalismus  dazu  dienen,  rassistische
Ressentiments zu schüren sowie Besatzung und Krieg zu legitimieren. Denn
ein  Blick  in  die  Nachrichten  genügt,  um  herauszufinden,  dass
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https://onesolutionrevolution.de/queers-in-palaestina-ein-freies-palaestina-bedeutet-befreiung-von-jeglicher-unterdrueckung/


Hassverbrechen,  Rücknahme  von  Rechten  sowie  neue  reaktionäre
Gesetzgebung auch in den vermeintlich fortschrittlichen westlichen Staaten
auf  der  Tagesordnung stehen.Was stattdessen der  Situation von queeren
Personen  in  Palästina  zu  Grunde  liegt  und  wie  die  Unterdrückung
überwunden werden kann, soll in diesem Artikel aufgezeigt werden. Dabei
konzentrieren  wir  uns  auf  die  Situation  vor  dem  Krieg,  auch  um  die
Limitiertheit prozionistischer Argumentation aufzuzeigen. Dafür hat unsere
Autorin  Leonie  Schmidt  mit  dem  Anthropologen  Victor  Harry  Bonnesen
Christoffersen  und  mit  Azina  Ababneh,  einer  queeren  Person  aus  dem
Westjordanland,  gesprochen.  Beide  wurden  als  Expert:innen  befragt  und
teilen nicht zwangsläufig unsere marxistischen Schlussfolgerungen.

Wie sieht die Rechtslage aus?
Die Gesetzgebung innerhalb Palästinas selbst ist widersprüchlich, da sie sich
in  der  Westbank  und  im  Gazastreifen  unterscheidet.  Während  in  der
Westbank  homosexuelle Aktivitäten zwischen Männern 1951 während der
jordanischen Verwaltung entkriminalisiert  wurden,  sind sie  hingegen  im
Gazastreifen seit 1936 unter dem britischen Mandat verboten und können
mit einer Freiheitsstrafe geahndet werden. Hier sehen wir schon die ersten
Spuren  der  Besatzung,  die  die  Lage  queerer  Personen  in  Palästina
beeinflussen.  Allerdings  ist  umstritten,  inwiefern  das  Strafrecht  des
britischen Mandats noch derartig umgesetzt wird. Andererseits gibt es auch
keine  Gesetze,  die  gegen  Queerfeindlichkeit  vorgehen  sollen,  Queers
schützen, und Behörden werden diesbezüglich auch nicht tätig. Doch bevor
wir  klären,  woher   ausbleibender  offener  Umgang  mit  Sexualität  und
Geschlecht kommt, wollen wir einen Blick auf den Alltag queerer Menschen
werfen.

Eindrücke von queerem Leben in Palästina
Azina erklärt uns, wie they sich gefühlt hat, nachdem they sich their queeren
Identität bewusst wurde: „Ich erinnere mich, dass ich Angst hatte, als ich
zum ersten Mal entdeckte, dass ich bisexuell bin. Meine Bisexualität würde
die  gesellschaftlichen  Herausforderungen  und  Schwierigkeiten  für  mich



verdoppeln.“ Als their Mutter ein T-Shirt mit einem Regenbogen in Azinas
Kleiderschrank gefunden hatte und daraufhin  wegwerfen wollte,  musste
Azina behaupten es würde jemand anders gehören. Aber engstirnige Eltern
dieser  Art  existieren nicht  nur lokal  beschränkt  in  Palästina und queere
Palästinenser:innen müssen nicht  überall  komplett  versteckt  leben.  Denn
Azina hat im Westjordanland auch schon gute Erfahrungen machen können.
Auch wenn man sehr vorsichtig sein muss, wem man etwas anvertraut, und
Azina sich manchen Familienmitgliedern diesbezüglich nicht  öffnet,  hatte
they gegenüber their Schwester und Freund:innen their Coming-out, ohne
negative Folgen. Außerdem berichtet they von einem Ex-Freund, welcher aus
einer  besonders  religiösen  Familie  stammte.  Auch  für  ihn  stellte  their
Sexualität  kein  Problem  dar  und  er  habe  sogar  selbst  homosexuelle
Erfahrungen gemacht. Azina sagt auch, was die Lage von queeren Personen
in anderen Ländern unterscheidet, ist die Besatzung der palästinensischen
Gebiete durch Israel, nicht die palästinensische Kultur selbst.

Queere  Identitäten  werden  durch  die  israelischen  Besatzungsmacht
instrumentalisiert. So müssen Queers in Palästina mit dieser Angst leben, da
die Möglichkeit besteht, dass die israelischen Sicherheitsbehörden sich diese
Informationen zunutze machen, um sie zu erpressen, dazu zu bringen, mit
ihnen zu kooperieren und schlimmstenfalls zu Spitzeln zu werden. Victor
Harry Bonnesen Christoffersen erklärt, dass er während seiner Forschung zu
Queerness in Palästina Berichte über israelische Militärangehörige gehört
hat,  welche  queere  Palästinenser:innen unter  Drogen setzen,  diese  dann
ohne  Einwilligung  beim  Sex  filmen  und  diese  Materialen  dann  zur
Erpressung nutzen. Auch würden sie sich in einigen Bars in Ramallah als
internationale  Tourist:innen  ausgeben.  Das  führt  dazu,  dass  diese
Partymeilen  nicht  mehr  als  „Safe(r)  Spaces“  von  den  Betroffenen
wahrgenommen werden können.  Ebenso kommt es, so schildert uns Azina
diesbezüglich, dass queere Personen, wenn sie auf Dating Apps auch ihre
palästinensische  Identität  angeben,  dafür  von  israelischen  Soldat:innen
rassistisch beleidigt und bedroht werden. Gerade die Verbindung mit der
palästinensischen  Identität  ist  das  Problem,  was  sich  queeren
Palästinenser:innen besonders stellt. Denn im Prinzip ist es den israelischen
Sicherheitsbehörden völlig egal, ob die, die sie gerade schikanieren, queer



sind. Sie nutzen es als Mittel zum Zweck, um etwas gegen sie „in der Hand
zu haben“ und entlarven sich dabei trotzdem selber als homophob, auch
wenn das Pinkwashing Israels uns etwas ganz anderes weismachen will.

Safe(r) Spaces oder Circles?
Victor Harry Bonnesen Christoffersen hat seine wissenschaftlichen Studien
zum Thema Safe  Spaces  für  queere Personen in  Palästina  durchgeführt.
Seine  Erkenntnis:  Das  Konzept  von  Safe(r)  Spaces  wird  hier  eher  nicht
praktiziert, da wenig Möglichkeit besteht, diese Orte öffentlich kundgeben
können, dass sie queerfreundliche Verbündete sind. Das liegt daran, dass sie
sonst sich und die queere Community in Gefahr bringen würden. Jedoch gibt
es einige queerfreundliche Bars zum Beispiel in Ramallah.

Grundsätzlich müssen wir natürlich davon ausgehen, dass es im Kapitalismus
keine Räume gibt, die wirklich komplett frei von Unterdrückung sind, denn
das sind gesellschaftliche Strukturen, die dahinter stecken und nicht einfach
nur Einzelpersonen. Auch vermeintliche Safe(r) Spaces in Europa oder den
USA sind alles andere als sicher, wie Angriffe auf CSDs und Queer Bars in
den letzten Jahren deutlich aufzeigen. Dennoch ist es wichtig, dass queere
Personen  untereinander  frei  kommunizieren  können.  Laut  Bonnesen
Christoffersen existieren daher auch Safe(r) Circles, wobei sich das Konzept
aber nicht auf das Räumliche, sondern auf die Verbindung zwischen den
betroffenen Personen bezieht.  Teil  werden kann nur,  wem vertraut wird.
Neue Leute können also nur über bestehende Personen Teil dieses Circles
werden, welcher dann dafür sorgt, dass die Betroffenen sich sicherer damit
fühlen,  ihre  Identität  preiszugeben  und  innerhalb  des  Circles  offen
auszuleben.

Ebenso  gibt  es  auch  innerhalb  der  palästinensischen  Community
Organisationen,  die  sich  für  die  Rechte  queerer  Palästinenser:innen
einsetzen, wie uns Bonnesen Christoffersen erläutert. So gibt es Al Qaws,
eine NGO für sexuelle und geschlechtliche Diversität in der palästinensischen
Gesellschaft,  die  die  aktivste  Organisation  in  dieser  Hinsicht  darstellt.
Außerdem gibt es noch Aswat, die ihren Schwerpunkt auf queere Frauen
legt. Beide Organisationen haben ihren Sitz in Haifa in den Territorien von



1948.  Azina  erwähnt  diesbezüglich  auch  die  Tal’at-Bewegung,  eine
revolutionäre  feministische  Bewegung,  die  sich  gegen  sexistische  und
koloniale  Unterdrückung  von  palästinensischen  Frauen  einsetzt.

Kapitalismus, Kolonialisierung und Zionismus
–  unterdrückerische  Gründe  für
Queerfeindlichkeit
Wenn wir über queeres Leben in Palästina sprechen, ist es wichtig, sich das
Verhältnis  von  Kapitalismus  sowie  israelischer  Besatzung  näher
anzuschauen, statt rassistische Stereotype zu reproduzieren – oder queere
Unterdrückung zu verharmlosen. Dabei wird klar, dass Diskriminierung von
LGBTIA+-Personen ein internationales Phänomen ist, da sie, verkürzt gesagt,
von den vorgegebenen Geschlechterrollen abweichen, in diese oftmals nur
schwer einsortiert werden können. Sie werden somit als Bedrohung für die
herrschende kapitalistische Ordnung und folglich das Ideal der bürgerlichen
Familie angesehen. Je etablierter die geschlechtliche Arbeitsteilung, desto
höher auch die Ablehnung von Queers könnte man sagen.

Dass  Queerness  innerhalb  Palästinas  ein  gesellschaftliches  Tabuthema
darstellt,  hat  also  nichts  damit  zu  tun,  dass  Palästinenser:innen  per  se
konservativ,  rückschrittlich  sind  oder  der  Islam  „böser“  ist  als  andere
Religionen.  Neben  der  Tatsache,  dass  viele  Vertreter:innen  des
palästinensischen  Nationalismus  säkular  sind,  entwickeln  auch  andere
Religionen stark reaktionäre Momente – siehe den Hinduchauvinismus in
Indien oder  evangelikale Fundamentalist:innen in den USA. Dies ist meist
eine Frage der gesellschaftlichen Basis und politischen Bedingungen, wo und
wie stark religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen
werden und gar größere Massen erfassen können.

Die Gründe für das Tabu sind an die materiellen Gegebenheiten gebunden –
und  diese  werden  zum  Großteil  von  der  israelischen  Besatzung  und
Apartheid  bestimmt.  Das  wird  besonders  ersichtlich,  wenn  wir  uns  die
ökonomische  Situation  von  Frauen  anschauen.  Diese  haben  in  den
palästinensischen Gebieten im Schnitt höhere Bildungsabschlüsse, sind aber



um ein Vielfaches mehr von Arbeitslosigkeit betroffen. Das ist an sich nichts
Ungewöhnliches. Während wir in anderen Ländern in Krisenzeiten sehen,
wie Frauen systematisch aus dem Produktionsprozess gedrängt werden, ist
dieser  „Krisenzustand“  jedoch  in  gewissem  Maß  Normalzustand,  da  es
generell eine Knappheit an Arbeitsplätzen in den palästinensischen Gebieten
gibt. Die Arbeitslosigkeitrate lag laut dem Internationalen Währngsfond 2022
insgesamt bei 26 %. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede zwischen der
Westbank (13 %) und Gaza (45 %), aber bei Geschlechtern (Frauen  40 %, 
Männern 20 %).

Bedingt  sind diese Zahlen vor allem durch die  Restriktionen seitens des
israelischen  Staates.  So  können  Bewohner:innen  Gazas  nicht  einfach
ausreisen und woanders arbeiten. Auch in der Westbank sind die Jobs, die
Palästinenser:innen „zur Verfügung gestellt werden“ zum Großteil auf den
Bausektor beschränkt. Der systematische Ausschluss von Frauen aus dem
Produktionsprozess befeuert die bestehende patriarchale Arbeitsteilung in
den palästinensischen Gebieten, da sie somit in die Familie gedrängt werden,
Sorge-  und  Carearbeit  übernehmen  müssen  und  derart  klassische
Geschlechterrollen  weiter  reproduziert  werden.  So  kommt  es  auch  zu
Erwartungen,  von  denen  Bonnesen  Christoffersen   erzählt,  wie
beispielsweise,  dass  Menschen  in  einem  heiratsfähigen  Alter  auch
schnellstmöglich  heiraten,   was  wiederum  auf  Queers  Druck  ausübt.

Auch Azina ist bezüglich der Lage in der Westbank der Meinung, dass vor
allem  der  Einfluss  der  israelischen  Behörden  auf  die  Institutionen  der
Westbank  dafür  sorgt,  dass  Maskulinität  und  patriarchale  Strukturen
verstärkt werden. Der Einfluss der israelischen Besatzungsmacht auf alle
gesellschaftlichen  Bereiche  der  Palästinenser:innen  raubt  jedem
Lebensbereich die Autonomie, sei es an Checkpoints oder in der eigenen
Community. Dadurch wird ihnen letztendlich nicht einmal die Möglichkeit
gegeben,  die  gesellschaftlichen  Strukturen  offener  und  inklusiver
umzugestalten. Dies bestätigt auch Bonnesen Christoffersen: „Palästina hatte
(und hat) eine lebendige und florierende Kultur, die leider seit 1948 sehr
stark von der zionistischen Kolonisierung beeinträchtigt wird. Mein Eindruck
von Palästinenser:innen ist, dass sie einen Mut und Courage besitzen, die



über  das  hinausgehen,  was  ich  anderswo erlebt  habe,  und  dass  es  den
Wunsch gibt, das Leben trotz der Umstände, in denen sie leben, zu feiern.
[…]  Historisch  gesehen  war  die  Levante  (Palästina,  Libanon,  Jordanien,
Syrien) nie queerfeindlich. Tatsächlich gab es eine große Toleranz gegenüber
anderen  Sexualitäten  und  Geschlechtsausdrücken.  Queerfeindlichkeit
breitete sich erstmals während des europäischen Mittelalters aus. Und die
europäischen Kolonialmächte waren es auch, die Jahrhunderte später, als sie
die  Welt  kolonisierten,  ihre  queerfeindlichen  Absichten  und  Ansichten
gegenüber  den  Menschen  durchsetzen,  die  kolonisiert  wurden.“

Gleichzeitig ist es wichtig, klare Kritik an den Machthaber:innen innerhalb
der  palästinensischen  Gebiete  zu  üben.  Denn  ob  palästinensische
Autonomiebehörde (PA) oder Hamas, beide scheren sich sonderlich wenig um
Frauen-  wie  LGBTIA-Rechte.  Ob  durch  explizite  Kooperation  mit  der
israelischen Besatzungsmacht wie seitens der PA oder durch die Umsetzung
ihrer reaktionären religiösen Ideologie wie bei Hamas. Besonders Letztere
hat auch schon eigene Mitglieder hingerichtet, nachdem sie homosexueller
Aktivitäten  beschuldigt  wurden,  und  Betroffene  berichten,  von  Hamas-
Mitgliedern aufgrund ihrer Queerness bedroht, gefoltert und verhört worden
zu sein. Der Vorwurf der Homosexualität wird also genutzt, um politische
Gegener:innen,  wie  Mitglieder  der  Fatah,  auszuschalten,  indem  sie  sie
aufgrund dessen verhaften und teilweise auch exekutieren. Doch auch hier
ist es wichtig zu verstehen, dass insbesondere die Hamas nur aufgrund der
Apartheid existiert und an gesellschaftlichem Zuwachs gewinnen konnte. So
wurde sie nach ihrer Gründung zunächst von Israel toleriert, wohingegen
andere Gruppen des palästinensischen Widerstands mit linker Ausrichtung
hartnäckig verfolgt wurden. Des Weiteren wurde die Hamas überhaupt erst
als Reaktion auf die israelische Besatzung gegründet, um den Widerstand zu
bündeln.  Sie  und  ihre  reaktionäre  Ideologie  müssen  natürlich  von
Marxist:innen im ideologischen Kampf um die Führung der palästinensischen
Befreiungsbewegung herausgefordert und bekämpft werden. Dabei muss an
dieser  Stelle  auch  klare  Kritik  an  Vertreter:innen  der  palästinensischen
Linken geübt werden: Klar ist, dass  für ein Ende der Existenz der Hamas
zuerst die Apartheid fallen muss, da sie hierfür die materielle Grundlage
darstellt. Doch der Kampf für die Verbesserung von Frauen- und LGBTIA+-



Rechten  kann  nicht  hintangestellt  werden,  bis  ein  befreites  Palästina
erkämpft wurde, sondern muss aktiv Hand in Hand gehen – auch um eine
klare, fortschrittliche Kraft im Befreiungskampf zu etablieren.

Pinkwashing
In diesem Kontext ist die Inszenierung Israels als „einzige Demokratie im
Nahen Osten“ und als „besonders fortschrittlich“ in Bezug auf LGBTIA+-
Rechte mehr als unglaubwürdig. Denn während die israelische Regierung
selbst aktiv demokratische Umstrukturierung durch die Unterdrückung der
Palästinenser:innen  verhindert  sowie  die  Lage  nutzt,  um  queere
palästinensische Personen zu verhöhnen,  wenn sie  davon sprechen,  dass
Queer for Palestine dasselbe sei wie „Chickens for KFC“, hat es in den letzten
Jahren auch einen Rollback in Israel selber gegeben. Im Jahr 2023 wurden
dort 5-mal mehr queerfeindliche Vorfälle in der Öffentlichkeit registriert als
zuvor und eine Reihe von Regierungsvertreter:innen hat offen reaktionäre
Aussagen getätigt. So behaupten die eigenen Minister:innen der ultrarechten
Regierung, Homosexualität würde die größte Gefahr für das Land darstellen,
wie zum Beispiel Yitzhak Pindrus (United Torah Judaism). Pindrus behauptet
sogar, Homosexualität wäre gefärhlicher als die Hamas. Auch der israelische
Minister für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir (Otzma Yehudit), der sich
bereits gegen Pridedemos aussprach und auf der Pride 2008 in Tel  Aviv
sogar Gewalt gegen eine jüdische trans Frau ausgeübt haben soll (zumindest
existieren Fotos, die diese Vermutung nahelegen) ist ein Beispiel dafür. Ben-
Gvir ist übrigens mittlerweile auch für die Sicherheit der Jerusalem Pride
zuständig. Wie man sich da als queere Person sicher fühlen soll, kann man
schon mal in Frage stellen.

Der  israelische  Finanzminister  Bezalel  Smotrich  (HaTzionut  HaDatit)
bezeichnet sich sogar selbst als einen faschistischen Homophoben, während
der  ehemalige  sephardische  Oberrabbiner  Shlomo  Amar  Pride-
Demonstrierende  mit  wilden  Tieren  vergleicht  und  der  Meinung  ist,
Homosexuelle nach jüdischem Gesetz mit dem Tode bestrafen zu können. Der
Bürgermeister Jerusalems Aryeh King ließ 2020 ein Regenbogenbanner vom
Gebäude der US-Botschaft entfernen, da keine Erlaubnis eingeholt worden

https://de.wikipedia.org/wiki/Sephardim


war und es ein Zeichen für Unreinheit  darstellen würde.  Aber nur beim
Reden Schwingen soll es für die Queerfeind:innen Israels nicht bleiben, denn
Teile der ultrarechten nationalistisch-konservativen Regierung Israels haben
auch vor, ihre Queerfeindlichkeit in die Tat umzusetzen, indem sie erkämpfte
Rechte für LGBTIA+-Personen wieder zurücknehmen. Viele fürchten, dass
das  vor  allem  die  Adoptionsrechte  für  homosexuelle  Paare,  aber  auch
medizinische Unterstützung für trans Personen betrifft. Aber auch außerhalb
der Regierung gibt es queerfeindliche Angriffe: 2015 attackierte ein Mann
Personen auf der Jerusalem Pride mit einem Messer, kurz nachdem er aus
dem Gefängnis für genau dieses Verbrechen im Jahr 2005 entlassen wurde.

Trotz  alledem hält  sich  das  Bild  Israels  als  fortschrittlich  in  Bezug  auf
LGBTIA+-Rechte,
Aber all diese Aussagen und Taten zeigen auf, dass der Zionismus und auch
der bürgerliche Staat an sich nicht in der Lage sind, die Unterdrückung
queerer Personen zu beenden. Letztendlich nutzt der israelische Staat sein
Pinkwashing  aber  nicht  nur  dazu,  um  die  Unterdrückung  der
palästinensischen Community zu verschleiern und sich vermeintlich positiv
abzuheben,  auch  wenn  die  progressivere  Gesetzgebung  sowieso
hauptsächlich dem weißen cis männlichen Schwulen zugutekommt, sondern
sie  seine  vermeintliche  Vormachtstellung  und  Doppelmoral  auch,  um
Kriegsverbrechen  gegen  Gaza  zu  rechtfertigen.

Homonationalismus
So gab es auch in den letzten Monaten Fotos von IDF Soldat:innen, welche
die Regenbogenflagge in Gaza im Kriegsgebiet hochhielten und „In the Name
of Love“ dazu schrieben. Die israelische Armee behauptet also, sie würde
sich  für  queere  Palästinenser:innen  einsetzen,  indem  sie  demokratische
Rechte in die palästinensischen Gebiete brächte. Und das, während sie die
(queeren) Palästinenser:innen und ihre Familien, Freund:innen und Bekannte
umbringt und ihnen jegliche Möglichkeit zur Selbstermächtigung nimmt.

Diese  Strategie  kann  auch  als  Homonationalismus  bezeichnet  werden.
Geprägt von Jasbir Puar, beschreibt  der Begriff die Instrumentalisierung von
queeren  Rechten,  um  die  eigenen  nationalistischen  Ziele  umsetzen  zu



können,  zum  Beispiel  in  Form  von  Kriegen  oder  restriktiven
Einwanderungsgesetzen.  Dabei  kann  der  israelische  Staat  den  eigenen
Zerstörungswahn  gegen  das  palästinensische  Volk  gegenüber  anderen
Staaten und deren Bevölkerungen legitimieren und gleichzeitig die Spaltung
zwischen  Palästinenser:innen  und   israelischer  Arbeiter:innenklasse
vorantreiben. Eine Spaltung, die für die herrschende Klasse gar nicht tief
genug  sein  kann,  denn  die  vereinten  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten
können ihnen und ihrer Klasse sehr gefährlich werden. Um diese Spaltung zu
überwinden,  muss  sich  die  israelische  Arbeiter:innenklasse  aber
offensichtlich  vom  Joch  des  Zionismus  befreien.

Besonders ergreifend kann man diesen Zusammenhang auch in den kurzen
Statements queerer Palästinenser:innen beim Projekt „Queering the Map“
nachlesen. Ein Beispiel, was den Schmerz darüber noch einmal besonders
unterstreicht, wie (queere:r) Palästinenser:innen unter der Besatzung und
Krieg leiden müssen:

„Ich habe mir immer vorgestellt, dass du und ich in der Sonne sitzen, Hand
in Hand,  endlich frei.  Wir sprachen über all  die Orte,  an die wir  gehen
würden, wenn wir könnten. Doch du bist jetzt weg. Wenn ich gewusst hätte,
dass die Bomben, die auf uns niederregnen, dich mir wegnehmen würden,
hätte ich der Welt bereitwillig erzählt, wie sehr ich dich geliebt habe. Es tut
mir leid, dass ich ein Feigling war. Kiryat (eigene Übersetzung)“.

Diese anonyme Zeilen sollen an dieser Stelle erst einmal für sich sprechen.

Die  Schlussfolgerung  aus  dieser  Analyse  muss  für  Kommunist:innen
zwangsläufig darin liegen, dass erst die Befreiung von Kolonialismus und
Imperialismus  auch  die  für  Palästinenser:innen,  ob  queer  oder  nicht,
bedeutet.

In diesem Sinne richtet Azina die folgenden Worte an uns und auch an euch:
„Wir  brauchen grundlegende Gerechtigkeit  und ein Ende der  Besatzung.
Bitte engagiert euch, meine feministischen Genoss:innen in Europa, denn:
Ich habe weder den Wunsch, für die Heimat noch für den Erdboden hier zu
sterben, aber wenn ich für die Menschheit, für Frieden und bedingungslose



Liebe sterbe, macht es mir nichts aus.“

Erst in einem freien Palästina kann die Gesellschaft so umgestaltet werden,
dass sich niemand mehr verstecken muss aus Sorge, als Nächste/r von der
israelischen Besatzungsmacht massiv unterdrückt,  entrechtet,  gedemütigt,
missbraucht, erpresst oder getötet zu werden. Daher müssen wir uns für ein
freies, säkulares, binationales, sozialistisches Palästina einsetzen.

Frauen – und Queerbefreiung Hand in Hand
Bonnesen  Christoffersen  argumentiert,  dass  Frauen-  und  Queerkämpfe
gemeinsam geführt werden sollten, um erfolgreich zu sein: „Nachdem ich
auch mit einigen feministischen Bewegungen in Palästina interagiert habe,
habe  ich  mitbekommen,  dass  die  generelle  Meinung  existiert,  dass  die
Rechte von Frauen über den Rechten von queeren Personen stehen. Nicht,
dass diese Bewegungen queere Menschen nicht unterstützen, sondern eher
in dem Sinne, dass jetzt nicht der richtige Zeitpunkt sei, um über ihre Rechte
zu sprechen. Ich denke daher, dass wenn palästinensische Bewegungen, die
mit  den  gleichen  Kämpfen  konfrontiert  sind  (z.  B.  Patriarchat),  sich
zusammenschließen, um ihre Stimmen zu stärken, sie auch in der Lage sein
könnten, mehr Bewusstsein für die Situation queerer Palästinenser:innen zu
schaffen.“

Als Marxist:innen erkennen wir an, dass Frauen- und Queerunterdrückung
auf dieselben Strukturen der Klassengesellschaft zurückgehen, egal ob in
Palästina oder Deutschland: die geschlechtsbedingten Arbeitsteilung, welche
maßgeblich  mit  aufrechterhalten  wird  durch  das  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und die Geschlechterrollen. Auch wenn die Lage von Frauen und
queeren Personen unterschiedlich ist, so ist dennoch ein gemeinsamer Kampf
vonnöten.  Frauen  kämpfen  schon  seit  1920  in  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung, in der sie schon seit jeher sexualisierte Gewalt durch
die Besatzungsmächte erfahren mussten und weiterhin erfahren. Wenngleich
sie  eine wichtige Rolle  einnehmen und einnahmen,  sind sie  immer noch
selten an politischer Entscheidungsfindung beteiligt. Der Sieg der Hamas in
Gaza war ein Rückschritt für die Rechte der Frauen, da sie darauf drängt,
das  palästinensische  Recht  durch  die  Scharia  (wörtlich:  gebahnter  Weg;



religiöses  Gesetz)  zu  ersetzen.  Dennoch  setzen  sich  palästinensische
Frauenaktivist:innen für Gesetze zum Schutz von Frauen vor Ehrenmorden
und männlicher häuslicher Gewalt ein.

Wir müssen uns neben dem Ende der israelischen Apartheid, der Besatzung
und für ein freies, säkulares, multiethnisches, sozialistisches Palästina auch
konkret  für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  einsetzen,  um  die
materielle  Grundlage  von  Frauen-  und  Queerunterdrückung  auflösen  zu
können. Das bedeutet den Ausbau von Pflege, Kinderbetreuung, kollektive
und kollektivierte Formen der Hausarbeit (Kantinen, Wäschereien etc.), die
Stärkung der ökonomischen Unabhängigkeit von geschlechtlich und sexuell
Unterdrückten und alternative Formen des Zusammenlebens. All das kann
natürlich  nicht  von  heute  auf  morgen  passieren,  und  im  Angesicht  des
aktuellen brutalen Krieges scheint dies auch unfassbar fern. Jedoch ist es die
Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und  allen,  die  solidarisch  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf  sind,  nicht  nur  für  eine  sofortige
Waffenruhe  und  das  Ende  der  Apartheid  einzutreten,  sondern  auch  zu
diskutieren,  wie  der  Kampf  für  nationale  Befreiung  mit  dem  Recht  auf
sexuelle und geschlechtliche Selbstbestimmung verbunden werden kann. Die
Kämpfe darum sind keineswegs irrelevant  oder nachgeordnet,  aber ohne
Umgestaltung der ökonomischen Struktur unserer Gesellschaft bleiben ihre
Erfolge begrenzt. Zusätzlich sollten Frauen und queere Personen in Palästina
auch für eine Reihe an Forderungen gemeinsam kämpfen, zum Beispiel:

Gleiche  Rechte  und  Zugang  zu  Bildung  für  Alle,  gleiche
Eigentumsrechte,  gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit  sowie  volle
Integration  in  den  Produktionsprozess.  Konkret:  z.  B.  durch
Quotierung in zentralen/wichtigen Beschäftigungsverhältnissen, um
aktuell  den  Ausschluss von Palästinser:innen von der Lohnarbeit
entgegenzuwirken. Davon würden vor allem palästinensische Frauen
in der  aktuellen Situation profitieren,  welche vor  allem in  Gaza 
relativ  hohe  Bildungsabschlüsse  haben,  aber  geringe
Beschäftigungsraten.
Keine Straffreiheit für diejenigen, die Frauen oder queere Personen
ermorden,  vergewaltigen  und  schlagen,  seien  es  Verwandte  oder



Fremde.
Für das Recht auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper, die
eigene Sexualität und die eigenen reproduktiven Entscheidungen.
Ebenso  muss  auch  innerhalb  der  pa läst inens ischen
Befreiungsbewegung gegen Vorurteile und Gewalt gegenüber Frauen
und LGBTIA-Personen angekämpft werden, auch wenn wir das nicht
zur Bedingung eines gemeinsamen Kampfes machen.
Für das Recht auf Caucustreffen für Frauen und LGBTIA-Personen
innerhalb der palästinensischen Befreiungsbewegung.

Damit  der  Kampf  gegen  Besatzung,  Imper ia l ismus,  Kr ieg,
Frauenunterdrückung und Queerfeindlichkeit international geführt werden
kann, ist klar, dass Solidaritätsbekundungen nicht ausreichen können, auch
wenn  wir  bedingungslos  hinter  dem  palästinensischen  Befreiungskampf
stehen. Stattdessen müssen wir uns international zusammenschließen und
gemeinsam kämpfen. Denn unsere Feind:innen, die imperialistischen Staaten
und ihre regionalen Handlanger:innen, sind für jede/n Unterdrückte/n und
jede/n  Ausgebeutete/n  letztendlich  die  gleichen,  auch  wenn  sich  unsere
Situationen  in  besetzten  Gebieten,  Halbkolonien  und  imperialistischen
Kernzentren natürlich unterscheiden. Dafür braucht es eine internationale
Frauen-  und  LGBTIA-Bewegung  genauso  wie  eine  internationale
Arbeiter:innenbewegung, denn wir dürfen unsere Kämpfe nicht anhand von
nationalen Grenzen spalten lassen, sondern müssen uns im Klaren darüber
sein, dass sie durch Klassenlinien geprägt sind und auch dementsprechend
klassenkämpferisch  geführt  werden  müssen.  Um  diese  Bewegungen
anzuführen  und  die  Kämpfe  zuzuspitzen,  bedarf  es  auch  einer  neuen
kommunistischen Partei und einer neuen Internationale.



Wie kommen wir zu einem freien, säkularen, binationalen, sozialistischen Palästina?
Wir setzen uns für eine Ein-Staaten-Lösung ein, da wir der Meinung sind, dass das die einzige Möglichkeit

darstellt, um die Befreiung des palästinensischen Volkes zu garantieren, ohne Zugeständnisse an den
Zionismus machen zu müssen. Das bedeutet nicht, die israelisch-jüdische Bevölkerung zu vertreiben oder gar

auszulöschen, jedoch sehr wohl, den Zionismus und damit den israelischen Staat zu zerschlagen. Da wir
glauben, dass Religionen als Vorwand für imperialistische Unterdrückung und zur Umsetzung geopolitischer

Interessen genutzt werden, setzen wir uns für einen säkularen, multiethnischen Staat ein, indem es
kulturellen Austausch statt einseitiger Assimilation geben soll. Das Rückkehrrecht sowie der Zugang zu

Wohnraum, Wasser, Lebensmitteln, Arbeit und Bildung für alle, egal ob Israelis oder Palästinenser:innen kann
nur unter einer demokratischen Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gewährleistet werden. Diese sozialistische

Ein-Staaten-Lösung müsste in eine sozialistische Föderation des Nahen Ostens eingebettet werden, um die
vom Imperialismus bewusst geschaffene Spaltung überwinden zu können und so ein massives Kampfmittel

darstellen zu können. Demnach darf der Kampf der Palästinenser:innen nicht als isoliert verstanden werden,
und die Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder müssen sich dem Kampf anschließen und einen neuen
Arabischen Frühlung erzwingen. Das gilt auch in letzter Konsequenz für die israelische Arbeiter:innenklasse.

Als Ansatzpunkt in Halbkolonien kann der Kampf für die Vollendung der verbliebenen bürgerlich-
demokratischen Aufgaben im Sinne von Trotzkis Theorie der permanenten Revolution angesehen werden, das

heißt also: Fokus auf nationale Einheit und Unabhängigkeit, eine Agrarrevolution sowie politische
Demokratie. Doch kann das im Imperialismus für Halbkolonien nicht wirklich vollständig erfüllt werden.

Daher darf der Kampf hier keineswegs aufhören und muss in einen für Sozialismus umschlagen, um wirklich
erfolgreich sein zu können. Doch das kann nicht durch Guerillatruppen erreicht werden, sondern nur durch

Demonstrationen und Streiks, letztendlich massenhafte Aufstände. Also mit Hilfe einer Intifada mitsamt einem
Generalstreik, zu dem auch international alle Gewerkschaften zur Beteiligung aufgerufen werden. Und die
Massenaktionen in der 1. Intifada haben auch bereits gezeigt, dass das palästinensische Proletariat und die
Jugend kämpfen können. Dafür braucht es den Aufbau von kämpferischen Gewerkschaften, Arbeiter:innen-,

Bäuerinnen-/Bauernräte, Frauenkomitees  und auch Volksmilizen. Auch müssen die Kräfte der
Arbeiter:innnenklasse und das regionale (Klein-)Bürger:innentum in einer antiimperialistschen Einheitsfront

zeitweise gemeinsam gegen die Imperialist:innen kämpfen. Sie bleiben jedoch unerbittliche
Klassenfeind:innen. Das bedeutet auch, dass es sich um getrennte Organisierung handeln muss, wobei sich

die betroffenen Gruppierungen und Organisationen jederzeit offen kritisieren dürfen sollen. Das ist besonders
für uns als Marxist:innen wichtig, da wir so die (klein-)bürgerliche Führung auf einer ideologischen Ebene

angreifen und somit ihren Einfluss auf die Unterdrückten schmälern können.
Denn auch die Führungskrise der Arbeiter:innnenklasse ist etwas, was nicht nur in Deutschland, sondern auch

in Halbkolonien vorhanden ist und auch zu dem immer wiederkehrenden Verrat an den Interessen der
Unterdrückten und Ausgebeuteten durch (klein-)bürgerliche Bewegungen führt, etwas durch die Hamas oder
auch während des Arabischen Frühlings. Daher braucht es eine revolutionäre Partei, um die Interessen der

Arbeiteren:innnenklasse durchzusetzen, indem sie die Kämpfe zuspitzt und anführt. Die Avantgarde stellt hier
die palästinensische Arbeiter:innenklasse mit dem Ziel dar, die israelische Arbeiter:innen klasse auch in die

antizionistische Vorhut hineinzuziehen. Die Partei muss demokratisch-zentralistisch organisiert sein und zum
Ziel haben, sowohl die israelische Regierung als auch die Palästinensische Autonomiebehörde zu entmachten

und eine konstituierende Versammlung einzusetzen, die die Verfassung eines binationalen, säkularen,
demokratischen und sozialistischen Staates ausarbeitet. Der Höhepunkt des revolutionären Kampfes stellt die

Machtübernahme durch Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern in Form von Deligiertenräten sowie die
Bewaffnung der arbeitenden Bevölkerung und Zerschlagung des bürgerlichen Staates in seiner

gegenwärtigen unterdrückerischen Form dar. Aber der alleinige Kampf im Nahen und Mittleren Osten reicht
nicht aus, um den Imperialismus weltweit zu besiegen. Hierfür muss die revolutionäre Partei auch in eine

Internationale integriert werden, und für die Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Kernzentren sollte
die Devise lauten: Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Das kann zum Beispiel konkret bedeuten, sich an

Blockaden von Waffenlieferungen zu beteiligen.



Politischer  Streik  in
Deutschland:  Wie  kommen  wir
dahin, am 8. März zu streiken?
von Ramona Summ & Valentin Lambert, Fight! März 2024

„Wenn wir streiken, steht die Welt still“. Dieser Slogan untermalte 2018 den
feministischen  Generalstreik  in  Spanien  zum  Internationalen
Frauenkampftag.  Die  spanischen  Frauen  haben  bezahlte  und  unbezahlte
Arbeit  niedergelegt  und  so  ökonomischen  und  gesellschaftlichen  Druck
ausgeübt,  indem hunderte Züge ausfielen,  Straßen blockiert  wurden und
Schulen  sowie  Kitas  geschlossen  blieben.  Auch  in  Deutschland  ist  diese
Parole verwendet worden. Der Unterschied:  Hierzulande wird in der Regel
die  Arbeit  nicht  niedergelegt,  sondern  die  Wut  über  die  alltägliche
sexistische Unterdrückung durch Demonstrationen und Kundgebungen an
die Öffentlichkeit getragen. Diese Aktionen sind wichtig und zeigen, wie viele
Menschen auch hierzulande für Frauenforderungen auf die Straße gehen.
Doch es wirft auch die Frage auf: Wie kommen wir in Deutschland dazu, dass
alles stillsteht? Denn Gründe zu streiken, gibt es allemal.

Was möglich wäre
Erinnern wir uns an die Coronapandemie: Während alle ihr Mitgefühl und
Unterstützung durch Klatschen am Fenster oder auf dem Balkon kundtaten,
musste  das  medizinische  Personal  massive  Überstunden  zu  schlechten
Arbeitsbedingungen schieben. Das Gesundheitssystem stand damals vor dem
Kollaps und wird seitdem auch nur durch die Bereitschaft des existierenden
Personals  zusammengehalten.  Von  der  miserablen  Versorgung  bezüglich
Abtreibung  sowie  Häusern  zum  Schutz  vor  Gewalt  ganz  zu  schweigen.
Frauen  sind  die  doppelten  Krisenverliererinnen  und  die  Ungleichheit

https://onesolutionrevolution.de/politischer-streik-in-deutschland-wie-kommen-wir-dahin-am-8-maerz-zu-streiken/
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zwischen den Geschlechtern hat sich weiter verschärft. Kurzum: Die Liste an
Missständen ist ewig lang. Doch all das muss nicht so bleiben, sondern sind
Dinge,  die  verändert  werden  könnten.  Demos,  Petitionen,  vereinzelte
Proteste reichen jedoch dafür nicht aus. Um den nötigen Druck zu erzeugen,
für feministische Forderungen zu kämpfen, bedarf es eines ökonomischen
Stillstandes. Denn erst wenn die Profite des kapitalistischen Systems nicht
mehr  f l ießen,  wird  eine  polit ische  Kraft  ausgespielt ,  die  die
Kapitalistenklasse  nicht  mehr  ignorieren  kann.

Stellen wir uns jetzt vor, dass der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) mit
seinen 5,6 Millionen Mitgliedern sich dazu entscheiden würde,  für  einen
Streik einzutreten: Es gäbe in tausenden von Betrieben Vollversammlungen,
wo man nicht nur über die Forderungen reden könnte, sondern auch Raum
hätte, darüber zu diskutieren, wie und wo Sexismus im Betrieb sowie in der
Gesellschaft  stattfinden.  Das  würde  nicht  nur  helfen,  die  Forderungen
durchzusetzen,  sondern  auch  einen  Beitrag  leisten,  wie  innerhalb  der
Gesellschaft über antisexistische Themen geredet wird. Wie also kommen wir
dahin?

Ein kurzer historischer Abriss
Während in vielen EU-Ländern politische Streiks rechtlich erlaubt sind und
wir in den letzten Jahrzehnten Generalstreiks in Belgien oder Frankreich
miterleben  konnten,  ist  im  Bewusstsein  der  deutschen  Öffentlichkeit
verankert,  dass  hier  keine  politischen  Streiks,  geschweige  denn
Generalstreiks, möglich sind. Doch woran liegt das genau? Rechtlich ist ein
Verbot von politischen Streiks nicht geregelt. Das Grundgesetz schützt das
Recht zu streiken und auch historisch gab es in der deutschen Geschichte
immer wieder politische Streiks – wenn auch deutlich weniger als in anderen
Ländern. Beispiele dafür sind aus der Vergangenheit der Generalstreik für
die  Beendigung  des  1.  Weltkrieges  1918,  welcher  trotz  Verbots
Hunderttausende  auf  die  Straßen  brachte  oder  der  1948  für  die
Demokratisierung  und  Sozialisierung  der  Wirtschaft.  Doch  auch  in  der
neueren  Geschichte  kam es  zu  Protesten:  1996  gegen  die  Kürzung  der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall  oder  2007,  als  die  IG Metall  zu  einer



Arbeitsniederlegung  aufgerufen  hatte,  um  gegen  die  Rente  mit  67  zu
protestieren. 2023 sorgte der Schulterschluss zwischen ver.di und Fridays
For Future (FFF) für hitzige Debatten, ob dies denn überhaupt legitim sei
oder nicht schon ein politischer Streik. FFF unterstützte mit der Kampagne
#wirfahrenzusammen  insbesondere  die  Forderungen  des  ÖPNV  in  den
Tarifverhandlungen  des  öffentlichen  Dienstes  und  setzte  auf
Streikkundgebungen  Akzente  und  Forderungen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende.  Woher kommt also die  Annahme,  dass  politische Streiks
verboten sind?

Scheinbares  Verbot  und  Angriffe  auf  das
Streikrecht
Dies leitet sich aus einem Urteil des Freiburger Landgerichts von 1952 ab.
Damals  streikten  Beschäftigte  der  Zeitungsbetriebe  für  mehr  Rechte  im
Betriebsverfassungsgesetz.  Das  Gericht  urteilte  dabei,  dass  die  Streiks
rechtswidrig  sind,  unterstrich  aber  ausdrücklich,  dass  sie  nicht
verfassungswidrig sind: „Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung
für die Freilassung von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten
oder gegen hohe Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische
Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden.“

Das im Grundgesetz festgeschriebene Recht zu streiken ergibt sich aus dem
Artikel 9 Absatz 3. Dort wird geregelt, dass Arbeitskämpfe „zur Wahrung und
Förderung  der  Arbeits-  und  Wirtschaftsbedingungen“  geführt  werden
können.  Ein  Grundrecht  auf  Streik,  losgelöst  von  seiner  funktionalen
Bezugnahme auf  die  Tarifautonomie,  gewährleistet  der  Artikel  allerdings
nicht.  Darüber  hinaus  wurde  in  den  vergangenen  Jahrzehnten  das
Streikrecht  immer  weiter  ausgehöhlt,  während  zeitgleich  die
Arbeitsbedingungen sich verschlechterten durch Privatisierung sowie Ausbau
des Niedriglohnsektors. Beispiele dafür sind das Gesetz zur Tarifeinheit oder
die  diversen  Schlichtungsvereinbarungen,  die  dazu  genutzt  werden,
„Ruhepausen“  in  Streiks  zu  erzwingen.

Kurzum: In Deutschland ist Streikrecht Richter:innenrecht. Ein politischer



Streik ist faktisch möglich. Er ist nicht explizit verboten, bestehende Gesetze
legalisieren jedoch nur Streiks für Tarifverträge. Diese Begrenztheit  wird
jedoch von der internationalen sowie europäischen Rechtsprechung kritisiert
und  Jurist:innen  wie  Theresa  Tschenker  meinen,  dass  die  Grenzen  des
Legalen  z.  B.  verschoben  werden  können.  Zu  Recht  sieht  sie  in  den
Tarifkämpfen um Entlastung der Krankenhausbeschäftigten das Manko, dass
sie nicht am Finanzierungssystem gerüttelt hätten. Dies ist sicher einer der
Gründe,  warum  diese  Bewegung  dem  Kahlschlag  durch  die  jüngsten
Lauterbach’schen Krankenhaus„reformen“ wehr- und hilflos gegenübersteht.
Sie fordert: „Man müsste die Rechtsprechung zum Verbot des politischen
Streiks  herausfordern.  Dazu  bräuchte  es  einen  bundesweiten
Krankenhausstreik … Es müsste klar werden, dass alle Beschäftigten dafür
streiken, dass die Finanzierung geändert wird …“ Auch die Beispiele nach
1952 machen deutlich, dass es eher eine Frage der Entschlossenheit bleibt
als eine der Rechtslage. Hinzu kommt, dass, objektiv betrachtet, selbst ein
existierendes  Verbot  nicht  bedeutet,  dass  man  dieses  bei  massenhaften
Protesten nicht auch kippen könnte – schließlich ist der politische Streik ein
notwendiges Mittel, um Druck auszuüben. Als Marxist:innen lassen wir uns
nicht  von  den  Gesetzen  des  bürgerlichen  Staates  begrenzen  und  die
Rechtsprechung  vertritt  die  Interessen  des  deutschen  Staates  und  des
Kapitals, indem durch Verbot eines Streiks keine Profiteinbußen auf Kosten
der Kapitalist:innen anfallen. Natürlich könnten Konsequenzen drohen, aber
im  Falle  einer  Bewegung  könnten  Repressionen  mit  erneuten  Streiks
abgewehrt  werden.  Was  also  hindert  uns  daran  zu  streiken?

Der Unwillen der Gewerkschaften
Eines  der  häufigsten  Argumente  ist,  dass  die  Gewerkschaften
Schadenersatzforderungen befürchten, wenn sie zu einem Streik aufrufen,
der nicht den rechtlichen Kriterien entspricht. Man sollte meinen, dass der
DGB sich zu wehren wüsste und seine Mitgliedschaft  tatkräftig  dagegen
mobilisieren könnte. Doch so einfach ist das nicht. Denn in der Realität sehen
wir  selbst  bei  bloßen  Tarifrunden  ein  Anbiedern  ans  Kapital  statt
kämpferischer  Streiks,  wie  die  Beschäftigten  bei  den  den  Tarifverträgen
TVöD,  TV-L  ,  der  Post  und  Bahn  am  eigenen  Leibe  gespürt  haben.



Zehntausende Neueintritte zeigten die enorme Kampfkraft,  stattdessen kam
es jedoch zu enttäuschenden Reallohnverlusten bei  den Abschlüssen.  Mit
zahlreichen Trickser- und Zahlendrehereien wird versucht, diese als Erfolge
zu verkaufen. Nullmonate und überlange Laufzeiten, die vorher kategorisch
abgelehnt wurden, wurden auf einmal akzeptiert. Der Informationsfluss, wie
der Abschluss denn zu bewerten sei, läuft einseitig und die Gewerkschaft
behält sich hier ein Informationsmonopol vor. Möglichkeiten, sich über den
Abschluss auszutauschen und gegebenenfalls weitere Schritte zu diskutieren,
gibt es wenig. Der vermeintlich demokratische Prozess zur Befragung aller
Gewerkschaftsmitglieder über das Ergebnis  ist  tatsächlich nicht  rechtlich
bindend.  So  verkommen  die  Tarifrunden  zu  reinen  Ritualen  und  dienen
lediglich der

Abwehr der schlimmsten Verelendung. Aber wieso? Die Verantwortlichen der
Misere sind schnell gefunden. Es ist die Gewerkschaftsbürokratie und deren
Programm der Sozialpartnerschaft.

Wurzeln  der  Bürokratie  und
Sozialpartnerschaft
Die Sozialpartnerschaft  zwischen Gewerkschaften und Unternehmer:innen
sorgt  für  ein  vermeintlich  harmonisches  Miteinander  zwischen
Arbeiter:inneninteressen  und  denen  des  Kapitals  gemäß dem Sprichwort
„zum Sterben zu viel, zum Leben zu wenig“ und basiert auf der Idee der
kapitalistischen  Mitverwaltung.  Reformistische  Politiker:innen  in  den
Führungen der Gewerkschaften, der Betriebsräte in den Großkonzernen, der
SPD, aber auch der Linkspartei setzen in ihrer Politik auf die Strategie der
Zusammenarbeit mit vermeintlich „vernünftigen“ Teilen der herrschenden
Klasse. Letzten Endes versprechen sie an der Regierung, „das größere Übel“,
also noch mehr Entlassungen und Sozialabbau, zu verhindern – und bereiten
damit nur ebendieses vor, indem sie die Klasse spalten und ihre Kampfkraft
schwächen. Die Gewerkschaftsführungen und Betriebsräte spielen dasselbe
Spiel  in  der  Hoffnung,  dass  Lohnverzicht  und  Kurzarbeit  Arbeitsplätze
sichern. Doch zeigt es vor allem eins: dass sie Frieden mit dem Kapitalismus
geschlossen haben, wohingegen die objektiven Interessen der Beschäftigten



dem diametral gegenüberstehen.

Diese  Politik wird von der Gewerkschaftsbürokratie getragen. Dabei gibt es
Momente,  in  denen  sie  gezwungen  ist,  zu  mobilisieren  und  radikal
aufzutreten.  Denn  ihre  Position  ergibt  sich  eben  daraus,  dass  sie  als
Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital fungieren kann – im Interesse
der Beschäftigten Verbesserungen erkämpfen, aber eben nur so viel, dass es
dem  Kapital  nicht  schadet,  um  „den  eigenen  Standort“  und  die
„Wettbewerbsfähigkeit“ zu sichern. Dabei entwickelt sie als bürokratische
Schicht selbst ein materielles Interesse, ihre Rolle als Vermittlerin zwischen
Lohnarbeit und Kapital zu verewigen – und damit auch, die bürgerlichen
Eigentumsverhältnisse zu verteidigen. Dass sie sich etablieren konnte, ist ein
historischer Prozess, den wir an dieser Stelle nicht näher beleuchten können.
Gefördert  wird das aber durch die Extraprofite und Überausbeutung der
halbkolonialen  Welt.  Auch  wenn  es  sicher  Individuen  gibt,  die  es  als
Gewerkschaftssekretär:innen gut meinen – wir können nicht auf den guten
Willen Einzelner  vertrauen – insbesondere nicht, wenn deren Position auf
Überausbeitung von Kolleg:innen in anderen Ländern basiert.

Das  wirft  berechtigterweise  die  Frage  auf:  Kann man sein  Vertrauen in
solche Hände legen? Die klare Antwort lautet: Nein. Doch es hilft nicht, sich
komplett von den existierenden Strukturen der Gewerkschaften abzuwenden.
Schließlich  zeigen die  Beispiele  aus  anderen Ländern,  was  möglich  sein
könnte.  Deswegen  ist  es  notwendig,  die  existierenden  Tarifkämpfe  zu
politisieren  sowie  systematisch  gegen  Gewerkschaftsbürokratie  und
Sozialpartnerschaft  vorzugehen.

Klassenkämpferische  Basisbewegung
aufbauen!
Es  steht  also  an,  den  existierenden  Interessenkonflikt  offenzulegen  und
weiter  zu  politisieren.  Das  kann  beispielsweiseweise  bedeuten,  konkret
aufzuzeigen,  dass unser Geld nicht  weg,  sondern schlichtweg nach oben
umverteilt wurde, wie wir an den Abschlüssen von 2023 sehen. Das Geld, was
dem öffentlichen Dienst fehlt,  ist  nämlich bei  den Rüstungsausgaben der



Bundesregierung zu finden. Gleiches gilt  für antisexistische Forderungen.
Doch was bedeutet das in der Praxis?

Während  #wirfahrenzusammen  zeigt,  wie  Teile  der  Umweltbewegung
versuchen, ein Bündnis mit den Beschäftigten im ÖPNV zu schließen, bleibt
es Aufgabe für die feministischen Strömungen, es ihnen gleichzutun und
beispielsweise  die  Streiks  im  Caresektor  wie  der  Krankenhausbewegung
aktiv  zu  unterstützen.  Bei  all  den  positiven  Momenten,  wäre  es  jedoch
wichtig,  die  Fehler  der  #wirfahrenzusammen-Kampagne  nicht  zu
wiederholen. Das bedeutet, dass man sich nicht von Gewerkschaftsführung &
Co abhängig machen darf, um auch klare Kritik üben zu können für den Fall,
dass beispielsweise die Abschlüsse so enttäuschend ausfallen wie die 2023:

Nein  zu  allen  Gesprächen  hinter  verschlossenen  Türen!
Verhandlungen  sollen  öffentlich  über  das  Internet  übertragen
werden!  Keine Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter  den
Mitgliedern!  Rechenschaftspflicht  und  Wahl  der  Tarifkommission
durch  die  Basis!
Streikleitung  den  Streikenden:  Für  f lächendeckende
Streikversammlungen bei  Streiks  in  den jeweiligen Branchen,  die
bindend entscheiden, wie ihr Kampf geführt wird!

Doch  es  darf  nicht  dabei  bleiben,  Tarifkämpfe  zu  kommentieren.  Auch
innerhalb  von  Gewerkschaften  kommt es  zu  Sexismus,  Rassismus,  sowie
LGBTIA+-Unterdrückung. Deswegen muss auch  – neben dem Kampf zur
Demokratisierung  der  Gewerkschaften  an  sich  –   darauf  eingegangen
werden. Neben möglichen Quotierungen ist es essentiell, dafür einzustehen,
dass es das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne jede
Bevormundung durch den Apparat  für  gesellschaftlich Unterdrückte gibt.
Darüber hinaus müssen aktiv Mechanismen zum Umgang mit, aber auch zur
Prävention  von  Übergriffen  und  diskriminierendem  Verhalten  erarbeitet
werden  –  denn  bloße  Phrasen  reichen  an  der  Stelle  nicht  aus,  um den
gemeinsamen Kampf zu gewährleisten.

https://www.wir-fahren-zusammen.de/


Für das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne
jede  Bevormundung  durch  den  Apparat  für  gesellschaftlich
Unterdrückte:  Frauen,  Jugendliche,  MigrantInnen,  trans Personen,
Schwule  und  Lesben!  Für  den  aktiven  Kampf  zur  Organisierung
dieser  Gruppen  und  gegen  jede  rassistische,  sexistische  oder
homophobe  Diskriminierung!
Für  das  Recht  aller  politischen  und  sozialen  Gruppierungen  (mit
Ausnahme faschistischer und offen gewerkschaftsfeindlicher), sich in
den Gewerkschaften zu versammeln, zu artikulieren und Fraktionen
zu bilden!

Zusammengefasst bedeutet das, dass wir innerhalb der Gewerkschaften eine
klassenkämpferische Basisbewegung aufbauen müssen, die auch bereit ist,
nicht nur als „linke Bürokrat:innen“ Entscheidungen zu treffen, sondern sich
gegen die Bürokratie selbst richtet. Deswegen ist es auch zentral, dass man
dafür eintritt, dass Streik- und Aktionskomittees in Betrieben, an Unis und
Schulen gebildet werden. Diese helfen nicht nur, Proteste stärker im Alltag
zu verankern, sie sowie weitere Aktionen zu planen, sondern sollten letzten
Endes über die Forderungen des Streiks, die Durchführung dessen und den
Fortgang  der  Bewegung  an  sich  entscheiden,  beispielsweise  indem
Delegierte  gewählt  werden,  die  rechenschaftspflichtig  sowie  wähl-  und
jederzeit  abwählbar  sind  –  anders  als  in  bürokratisierten  Gewerkschaften.

Für  die  Wählbarkeit  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  der
Funktionär:innen!  Niemand  darf  mehr  verdienen  als  ein
durchschnittliches  Facharbeiter:innengehalt!

Kämpfe verbinden und zuspitzen!
Kurzum: Auf den ersten Blick sind die Gewerkschaften nicht die liebsten
Bündnispartnerinnen.  Gleichzeitig  können  sie  mächtige  Kampforgane
verkörpern,  um die  eigenen  Ziele  durchzusetzen,  insbesondere  wenn  es
darum geht,  Bewegungen  nicht  nur  anzustoßen,  sondern  zum Erfolg  zu
bringen  und  reale  Verbesserungen  zu  erkämpfen.  Das  ist  jedoch  keine



Zufälligkeit, nichts, was spontan aus dem Moment heraus passiert, sondern
letzten Endes eine Frage der politischen Grundlage. Es ist also an uns, ob wir
d ie  Gewerkscha f ten  in  Ins t rumente  verwande ln ,  d ie  der
Frauenstreikbewegung  dienlich  sind.

Gleichzeitig  wollen  wir  als  Marxist:innen  nicht  dabei  stehen  bleiben,
Bewegungen aufzubauen, sondern glauben, dass Klassenbewusstsein nicht
innerhalb des kapitalistischen Systems verbleiben darf. Ein Kleinkrieg gegen
die Auswirkungen ist nicht ausreichend und wird soziale Unterdrückungen
nicht  beenden.  Stattdessen  muss  gleichzeitig  versucht  werden,  den
Kapitalismus  zu  zerschlagen.  Das  ist  auch  vielen  innerhalb  der
Frauenstreikbewegung  klar.  Wir  treten  deswegen   für  Forderungen  wie
Kollektivierung der Sorge-/Carearbeit, finanziert durch die Enteignung der
Reichen, ein – also solche, die das kapitalistische System an sich infrage
stellen. Unserer Meinung nach kann  mit einem politischen Programm von
Übergangsforderungen  der  Arbeiter:innenklasse  eine  Strategie  und  das
Bewusstsein für die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution vermittelt
werden. Also lasst das Motto „Wenn wir streiken, steht die Welt still“ auch
hierzulande wahr werden! Lasst uns unsere Forderungen in die Frauen- und
Bewegung anderer sozial Unterdrückter hineintragen und einen Frauenstreik
organisieren,  der nicht  an Landesgrenzen haltmacht –  mit  dem Ziel,  der
Wurzel  der  Frauenunterdrückung  –  dem  Kapitalismus  –  den  Garaus  zu
machen!

Anhang: Beispielhaft Streiks

Beispiel 1: Der Kampf gegen die Streichung
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 1996
1996  verfolgte  die  Kohl-Regierung  den  Plan,  die  Lohnfortzahlung  im
Krankheitsfall  zu  kürzen.

Im Kampf dagegen nahmen die Beschäftigten der großen Automobilkonzerne
eine Schlüsselrolle ein, indem sie gegenüber den ursprünglichen, zaghaften
und halbherzigen Ansätzen der IG-Metall-Spitze vorpreschten und die Arbeit



niederlegten.  Neben  der  Wut  und  Entschlossenheit  der  Beschäftigten  in
diesen  Betrieben  war  die  Stärke  gewerkschaftsoppositioneller
Betriebsratsgruppierungen  wie  bei  Daimler  Mettingen  oder  im  Bremer
Mercedes-Werk wichtig, um diese Kampfbereitschaft zur Aktion zu bündeln
und  zu  führen.  Massenaktionen  und  wilde  Streiks  brachten  das
Gesetzesvorhaben  schließlich  zu  Fall.

Beispiel 2: Frauenstreik am 8. März 2017 in
Lateinamerika
2017  kam  es  in  Lateinamerikas  zu  länderübergreifenden  Frauenstreiks.
Ursprung dieser Massenbewegung war die 2015 entstandene Kampagne „Ni
una menos“ („Nicht eine weniger“), die sich gegen misogyne Gewalt, für das
Recht  auf  Abtreibung  und  für  Rechte  Indigener  Frauen  einsetzte.  Die
Bewegung entstand in Argentinien und breitete sich in den folgenden Jahren
in Lateinamerika und darüber hinaus aus. Einen Höhepunkt der Bewegung
bildete  der  länderübergreifende  Frauenstreik  2017.  Er  Streik  wies  eine
breite  gesellschaftliche  Beteiligung  von  Akademikerinnen,  Arbeiterinnen,
Studentinnen und Erwerbslosen auf. Dadurch konnte in Argentinien Druck
auf die Gewerkschaften ausgeübt werden, so dass diese die Forderungen der
Frauen übernahmen und zur Arbeitsniederlegung aufgerufen hatten. Aber
auch in Mexiko, Chile und Uruguay gab es unter anderem große Streiks, wo
Frauen  die  Arbeit  niedergelegt  haben.  Dies  zeigt  uns,  wie  eine  breite
Beteiligung Druck auf Gewerkschaften ausüben kann, feministische Themen
und antirassistische  Themen zusammengebracht  werden  können  und  ein
solcher Kampf auch über Ländergrenzen hinweg geführt werden kann.

Beispiel 3: Un Dia Sin Nosotras – Frauenstreik
2020 in Mexiko
Am 8. März 2020 streikten Frauen in Mexiko unter dem Motto „Un Dia Sin
Nosotras“ (Ein Tag ohne uns) aufgrund der steigenden Geschlechtergewalt
und Femi(ni)zide im Land. Frauen und Gewerkschaften riefen dazu auf, ihre
berufliche und häusliche Arbeit an diesem Tag niederzulegen. Neben den
Demonstrationen  und  Kundgebungen,  gab  es  an  dem  Tag  auch



Versammlungen, Veranstaltungen und Diskussionsrunden, bei denen Frauen
Ihre Forderungen äußern konnten, was zu einer Förderung des Bewusstseins
und  der  Solidarität  beigetragen  hat.  Durch  den  Streik  zeigten  die
mexikanischen Frauen die Wichtigkeit ihrer Präsenz und ihrer Arbeit für die
Gesellschaft und, wie sie in Form eines Streiks Druck auf den Staat ausüben
können.

Anakin,  Han  Solo  und  der
Konsens:  Wie  in  Filmen
übergriffiges  Verhalten
normalisiert wird
Jona Everdeen/Erik Likedeeler, März 2024

Wer  kennt  sie  nicht,  die  romantische  Szene,  in  der  sich  die  beiden
Hauptfiguren zum ersten Mal küssen? Was in der Regel fehlt: der Konsens.
Warum sollte unser Filmheld auch seine Love Interest fragen, bevor er sie an
sich zieht und seinen Mund auf ihren drückt? Es war doch eh schon von
Anfang an klar, dass sie ihn auch will – oder?

Diese Darstellung von romantischen Beziehungen und körperlicher Intimität
ist  nicht  bloß eine filmische Entscheidung,  sondern hat  für Zuschauende
Vorbildfunktion. Insbesondere Jugendliche werden dazu verleitet, sich an der
Popkultur  zu  orientieren,  weil  der  Sexualkundeunterricht  in  der  Schule
dieses Thema kaum behandelt.

Fehlender Konsens im Film trägt dazu bei, dass die Frage nach Konsens auch
im echten Leben entweder als überflüssig und ungewohnt wahrgenommen
wird, und dass ein „Nein“ für manche Männer so wirkt, als wäre ihnen ein
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fundamentales Recht entzogen worden.

Wenn wir diesen Ablauf immer wieder präsentiert bekommen und nie eine
alternative  Möglichkeit  gezeigt  wird,  bleibt  irgendwann  nur  noch  eines
hängen: „Mein Filmheld küsst seinen Crush bei romantischer Musik einfach
auf den Mund; warum sollte ich das bei meinem Crush nicht auch dürfen?“

Anakin mag keinen Konsens
Veranschaulichen lässt sich das Problem an Star Wars, einem der weltweit
beliebtesten  Film-Franchises.  In  der  Original-Trilogie  wird  die  Romanze
zwischen Prinzessin Leia und dem Schmuggler  Han Solo erzählt,  in  den
Prequels  die  zwischen  Padmé  Amidala  und  Anakin  Skywalker.  Diese
Beziehungen werden als süß und romantisch porträtiert, obwohl sich beide
Filmhelden nicht konsensuell verhalten.

So erzählt Anakin Padmé in Episode II – Angriff der Klonkrieger ausführlich,
dass er keinen Sand mag, fragt sie aber nicht, wie sie es findet, dass er mit
seiner Hand ihren Rücken streichelt und sie küsst. Zwar erwidert Padmé
Anakins Gefühle und wirkt nicht abgeneigt, allerdings konnte Anakin das
vorher  nicht  wissen,  da  ihr  Auftreten  ihm  gegenüber  zuvor  rein
freundschaftlich  wirkte.

Wenn ein Schweigen als Zustimmung gedeutet wird, besteht die Möglichkeit,
dass eine Person sich nicht aus freiem Willen an einer Handlung beteiligt,
sondern aus Angst oder gesellschaftlichem Druck, oder weil sie überrumpelt
wurde und nicht  schnell  genug reagieren konnte.  Deshalb  zählt  nur  ein
explizites  „Ja“  als  Zustimmung,  und  auch  weiteres  Nachfragen
zwischendurch  schadet  nie.

Han Solo, der Macker
Während Anakin in Kauf nimmt, Padmés Grenzen zu missachten, handelt es
s ich  be i  Han  Solos  Verhal ten  um  e ine  e indeut ige  sexuel le
Grenzüberschreitung. In Episode V – Das Imperium schlägt zurück  macht
Leia  Han  klar,  dass  sie  kein  Interesse  an  romantischen  oder  sexuellen



Interaktionen mit ihm hat.

Anstatt das zu respektieren, nutzt Han die Situationen aus, in denen er mit
ihr allein ist, indem er sie begrabscht, scheinbar versehentlich, in Wahrheit
aber ganz bewusst. In der berühmten Kussszene auf dem Millennium Falken
können insgesamt 8 verbale und nonverbale Signale von Leias Ablehnung
gezählt werden. Daraufhin macht Han sich sogar über ihre Ablehnung lustig
und redet ihr ein, dass sie eigentlich das Gegenteil meinen würde.

Han verhält sich kalkuliert übergriffig und sein Bro Chewie macht das, was
Typen eben machen, wenn es ihre Homies betrifft: wegschauen. Der Film
stellt  das  nicht  als  problematisch  dar,  sondern  als  süße  Romanze.  Die
Rebellenallianz  verpflichtet  Han  nicht  etwa  dazu,  seine  Handlungen  zu
reflektieren  und  sein  Verhalten  zu  ändern;  stattdessen  wird  sein
übergriffiges  Vorgehen  als  „coole  Gangstermanieren“  verklärt.

Wie geht Konsens?
Anstatt über die Beschaffenheit von Sand zu reden, sollte Anakin Padmé
fragen: „Ist es okay, wenn ich deinen Rücken streichle?“ und „Darf ich dich
küssen?“,  und  diese  Handlungen  erst  durchführen,  wenn  sie  mit  „Ja“
antwortet – so sieht Konsens aus. Das ist natürlich jetzt sehr verkürzt, denn
nicht immer heißt ein „Ja“ auch, dass die andere Person es gerade wirklich
möchte. Rollenbilder und Unterdrückung sind ein Grund dafür. Daher sollte
auch auf den Kontext geachtet werden und auf die Körpersprache.

Es  ist  aber  wichtig,  dass  solche  Zeilen  nicht  nur  als  „Formsache“  ins
Drehbuch hinzugefügt werden, bevor die intime Szene wie selbstverständlich
erfolgt.  Stattdessen  sollte  auch  abgebildet  werden,  wie  Figuren  klare
Grenzen  setzen  und  wie  diese  vom Gegenüber  respektiert  werden.  Zum
Beispiel in Form von: „Nein“, „Ja, aber nur auf diese Körperstelle“ oder „Nur
ohne  Zunge“.  Bestenfalls  geht  die  Kommunikation  über  Grenzen  und
Bedürfnisse aber nicht erst dann los, wenn es auch zur Sache kommt. Das
kann Druck rausnehmen und sollte daher keineswegs optional sein.

Hinsichtlich der filmischen Gestaltungsmittel sollten diese Szenen nicht als



„cringe“  dargestellt  werden.  Ja,  das  kann  manchmal  alles  ganz  schön
unangenehm sein! Noch unangenehmer ist es aber, so eine wichtige Sache
wie  Konsens  auf  der  Leinwand unauthentisch und karikiert  darzustellen.
Denn Konsens ist nicht immer sexy, Konsens ist immer notwendig! Falls du
mehr darüber erfahren möchtest, als wir in diesem Text abbilden können,
empfehlen wir dir, unsere Konsensbroschüre durchzulesen, die viel Anregung
und Tipps bereithält.

Außerdem  sollten  Filmproduzent:innen  lernen,  andere  Wege  als  Küsse
finden, um romantische Gefühle zu signalisieren. So bekommen Jugendliche
die Chance zu lernen, dass es keine Pflicht gibt, den sexuellen Wünschen
anderer  Personen  nachzukommen  –  auch,  wenn  sie  sich  in  einer
romantischen  Beziehung  befinden.

Ebenfalls muss gezeigt werden, dass die Figuren nach einer Zurückweisung
weiterhin in Kontakt stehen können, ohne, dass der Protagonist sich in einen
beleidigten Incel verwandeln muss. Übergriffige Macker sollten in Filmen
nicht als Helden gefeiert, sondern als die Täter dargestellt werden, die sie
sind!

Die Vorbildfunktion von Medien
Weil Leia sich gerade aufgrund von Han Solos Art in ihn verliebt, sendet der
Film den Zuschauenden falsche Signale.  Er suggeriert  Mädchen, dass es
okay wäre, wenn Typen sie bedrängen und anfassen, obwohl sie das nicht
wollen, und dass diese Typen besonders cool wären.

Jungs hingegen gibt der Film zu verstehen: „Wenn sie dich abweist, kannst
du ruhig  weitermachen,  irgendwann wird  sie  sich  in  dich verlieben und
erkennen, was für ein cooler Typ du bist!“ Jungs und Männer mit genau
dieser  Einstellung  verschicken  dann  auf  Instagram Dick  Pics  an  fremde
Mädchen oder belästigen als „Pick-up-Artists“ Frauen auf der Straße.

Nun könnte man sagen, dass es okay wäre, wenn Filme, die der Unterhaltung
dienen sollen, nicht unsere Wunschvorstellung von Sexualität widerspiegeln.
Allerdings  haben  Filme  immer  auch  eine  Vorbildfunktion.  Dass  Medien
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großen Einfluss auf Kinder und Jugendliche haben, ist kein Geheimnis, wie
die FSK/USK-Regelungen beweisen.

Dass Episode V erst ab 12 Jahren freigegeben ist, liegt jedoch nicht an der
Grabsch-Szene, sondern an der Folter, der Han Solo im späteren Verlauf der
Handlung ausgesetzt ist. Hier zeigt sich, welche Gewalt der Jugendschutz als
solche erkannt und welche nicht. Auf eine solche verbietende Instanz können
wir  also  nicht  vertrauen,  wenn  es  darum  geht,  Medienkompetenz  zu
entwickeln  und  Jugendliche  zu  schützen!

Sexualkundeunterricht: Ungenügend
Die Vorbildfunktion von Filmen wird dadurch verstärkt, dass wir nirgendwo
anders lernen, wie man sich konsensuell verhält, weshalb Jugendliche häufig
auf die Darstellung in Medien zurückgreifen. Schuld daran ist auch unsere
Bildung.

Im  Sexualkundeunterricht,  insofern  er  überhaupt  stattfindet,  lernen  wir
bestenfalls, wie man ein Kondom über eine Gurke zieht und wie Genitalien
aufgebaut sind – und selbst da können wir uns nicht darauf verlassen, dass
die Klitoris  richtig abgebildet  wird.  Wir  erfahren nicht,  worauf  wir  noch
achten müssen, wenn wir mit anderen intim werden, der Unterricht bleibt
heteronormativ, und wie man konkret Sex hat, bleibt ein Mysterium.

Dass  die  zentrale  Bedeutung  von  Konsens  im  Sexualkundeunterricht
schlichtweg  ignoriert  wird,  ist  grob  fahrlässig  und  sorgt  dafür,  dass  es
Jugendlichen meist nicht möglich ist, konsensuelles Handeln zu lernen.

Seit der Anpassung des Sexualstrafrechts im Jahr 2016 ist das „Nein heißt
Nein“ Prinzip einigermaßen bekannt.  Doch das „Nur Ja heißt Ja“ Prinzip
bekommt  man  nur  durch  anderweitige  Sozialisierung  beigebracht,  wie
progressive  Freund:innen  oder  linke  Politgruppen.

Was wir zusätzlich brauchen, ist eine zeitgemäße, tabulose Aufklärung durch
Lehrkräfte, denen klar ist, dass sexistische Gewalt für viele von uns Alltag
ist! Wir sollten die Möglichkeit bekommen, uns all den Faktoren bewusst zu
werden,  die  uns  in  unserer  freien  Entscheidung  einschränken,  von



Amatonormativität bis Slutshaming, damit wir anfangen können, gegen diese
vorzugehen.

Zudem sollten wir im Unterricht lernen, Filme nicht nur allein und passiv zu
konsumieren, sondern die Darstellungen von Intimität zu hinterfragen, das
Gesehene und Gehörte zu reflektieren und darüber mit anderen in Austausch
zu gehen.

Das Patriarchat auf der Leinwand
Star Wars ist nur einer von vielen Fällen, in denen fehlender Konsens der
Start für eine romantische Beziehung ist. Bei jüngeren Filmproduktionen ist
die Aufmerksamkeit für das Thema zwar gestiegen und ein Filmheld wie Han
Solo würde vermutlich nicht mehr so krass übergriffig dargestellt werden.
Aber echter Konsens ist immer noch kaum zu finden.

Das  liegt  daran,  dass  Filme  und  Serien  Produkte  sind,  die  von
kapitalistischen Großkonzernen geschaffen werden. Auch, wenn in letzter
Zeit  oberflächliche  linke  Positionen  Einzug  in  manche  Genres  erhalten
haben,  bleibt  die  Funktion  dieser  Medien  die  Reproduktion  bürgerlicher
Ideologie. Dazu gehört auch das Patriarchat, denn die Frauenunterdrückung
entwickelte sich, um in Klassengesellschaften das Eigentum zu schützen und
hat heute u.a. die Funktion, die Reproduktion der Arbeitskraft abzusichern.
Die  fehlende  Selbstbestimmung bei  der  Sexualität  dient  im Kapitalismus
beispielweise dazu, Frauen in die Rolle des Gebärens und Aufziehens neuer
zukünftiger Arbeitskräfte zu drängen.

Von Disney, Warner und Co. Können wir daher sicher keinen tatsächlichen
Antisexismus  erwarten,  sondern  höchstens  weichgespültes  Pseudo-
Empowerment,  welches den aktuellen Zeitgeist  zu Geld macht,  aber  das
Fundament der Unterdrückung nicht ankratzt.

Was es stattdessen braucht
Diese Konzerne müssen wir unter der Kontrolle der Arbeiter:innen enteignen
und die Produktion von Filmen und Serien sowie den Jugendschutz mithilfe



von Arbeiter:innenkomitees demokratisieren!

Das wäre nicht nur ein erster Schritt, um reaktionäre Ideologien und daraus
resultierende  Umgangsformen  aus  der  Popkultur  zu  verbannen  –  die
Demokratisierung der Filmbranche ist zudem notwendig, um den zahlreichen
sexualisierten Übergriffen hinter der Kamera ein Ende zu setzen und allen
Nachfolgern von Weinstein und Schneider für immer das Handwerk zu legen.

Wir können natürlich nicht einfach darauf hoffen,  dass Jugendliche dann
durch Zufall die „richtigen“ Filme sehen und sich davon abschauen, wie sie
sich  ihrem  Crush  gegenüber  korrekt  zu  verhalten  haben.  Ein  stumpfes
Ursache-Wirkung-Verhältnis  ist  beim Medienkonsum nicht  gegeben,  denn
unsere  Sozialisierung  setzt  sich  aus  zahlreichen,  komplizierten  Faktoren
zusammen, die miteinander in Wechselwirkung stehen.

Um einen echten Ausweg aus der Rape Culture zu finden, müssen wir das
darunterliegende System, den Kapitalismus, restlos zerschlagen und an seine
Stelle eine sozialistische Gesellschaftsordnung ohne Ausbeutung setzen, in
dem Selbstbestimmung und Gleichberechtigung nicht nur auf dem Papier
existieren, sondern Teil des Fundaments sind und täglich gelebt werden.

Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
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Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort



„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und
„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.



Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten
Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch



gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!

Gefangen  im  Schatten  der
Unterdrückung:  Patriarchale
Gewalt an Dalit-Frauen in Indien
von Night Ophelia, REVOLUTION, FIGHT! März 2024

Die Situation von Frauen in Indien ist alles andere als homogen. Ihre Realität
wird  von  Faktoren  wie  gesellschaftlicher  Herkunft,  Klassen-  und
Kastenzugehörigkeit, Nationalität und Religion geprägt. Ein kritischer Blick
offenbart, dass insbesondere Dalit-Frauen, Angehörige der untersten Kaste,
einer besonders unsicheren Lage ausgesetzt sind.

Allgemeines zum Kastenwesen
Das  indische  Kastensystem  ist  ein  soziales  Hierarchiesystem,  das  die
Gesellschaft  in verschiedene Gruppen oder Kasten einteilt,  basierend auf
Beruf und sozialer Stellung. Der Begriffe Kaste selbst stammt ursprünglich
aus dem Portugiesischen und überlappt sich nur teilweise mit den indischen
Begriffen jati (Gattung, Wurzel) und varna (Farbe), was der Einteilung in vier
große Kasten  am nächsten  kommt:  Brahmanen (traditionell  intellektuelle
Elite,  Priester:innen),  Kshatriyas  (traditionell  Krieger:innen,  höhere
Beamt:innen),  Vaishyas  (traditionell  Händler:innen,  Kaufleute,
Grundbesitzer:innen,  Landwirt:innen)  und  Shudras  (traditionell
Handwerker:innen,  Pachtbauern/-bäuerinnen,  Tagelöhner:innen).

Darunter stehen die Dalits und Adivasi (Indigene). Dazu ist zu sagen, dass die
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jeweiligen Kasten sich auch noch mal in Subkasten teilen können und das
Kastensystem bereits jahrtausende vor der Kolonialisierung zurückreicht. Die
Einteilung  der  Gesellschaft  in  Kasten  entspricht  historisch  einer
Produktionsweise,  die  selbst  auf  Gemeineigentum an  Produktionsmitteln,
einer relativ statischen Arbeitsteilung unter den Gemeindemitgliedern, die
Agrikultur  und  Manufaktur  verbindet,  sowie  einem  zentralisierten
Staatsapparat, der Beamte, Heer und allgemeine Infrastruktur zur Verfügung
stellt, fußt.

Durch  die  Kolonisierung  seitens  der  Brit:innen  wird  das  Kastensystem
keineswegs  abgeschafft,  sondern  vielmehr  für  die  Reproduktion
kapitalistischer  Verhältnisse  umgewandelt,  in  gewisser  Weise  noch
prägender.  Während  der  Kastenwesen  in  der  vorkapitalistischen
Gesellschaft,  die  von  Marx  an  mehreren  Stellen  als  „asiatische
Produkt ionsweise“  charakter is iert  wurde,  Ausdruck  e ine
Gesellschaftsformation  war,  die  auf  dem Gemeineigentum an  Grund und
Boden basierte, so wurde das Kastensystem mit der Kolonisierung, mit der
ökonomischen  und  gewaltsamen  Zerstörung  der  traditionellen
Dorfgemeinschaften zu einem Mittel, die privilegierte Rolle der nun mit der
kolonialen Herrschaft verbundenen Eliten und das Privateigentum an Grund
und  Boden  (wie  an  allen  andere  wichtigen  Produktionsmitteln)  zu
legitimieren.

Vereinfacht  gesagt  sichert  das  Kastenwesen  die  Klassenverhältnisse,
erschwert  bis  verunmöglicht  sozialen  Aufstieg  und  verfestigt  somit  die
Spaltung  der  Gesellschaft  wie  auch  innerhalb  der  Klasse  der
Lohnabhängigen. Klasse und Kaste sind miteinander verwoben, jedoch nicht
als Synonym zu verwenden, da  die kapitalistische Produktionsweise selbst
Druck auf das Kastenwesen ausübt und es formt.

Dies  wird  beispielsweise  daran  deutlich,  dass  in  Indien  Diskriminierung
aufgrund  der  Kastenherkunft  zwar  formal  verboten  ist  (Artikel  15  der
indischen Verfassung oder bswp. Scheduled Castes and Scheduled Tribes
[Prevention  of  Atrocities]  Act).  In  Wirklichkeit  verhindert  aber  ungleiche
Kastenherkunft  oft  Heiraten  und  bestimmt  generell  Bildungschancen,
Gesundheitsversorgung  sowie  rechtlichen  Schutz.   Dies  wird  besonders



deutlich,  wenn  man  sich  die  Situation  von  Dalit-Frauen,  auch  als
„Unberührbare“ bekannt,  näher anschaut.  Sie stehen am untersten Ende
dieser Hierarchie und wurden historisch marginalisiert und diskriminiert.

Wer sind Dalit-Frauen?
Laut Zensus (Volkszählung) des indischen Staates von 2011 machen Dalits
16,6 % der indischen Bevölkerung aus, also rund 240 Millionen. Diese sind
vor allem in den Bundesstaaten Uttar Pradesh (21 %), Westbengalen (11 %),
Bihar (8 %) und Tamil Nadu (früher: Madras; 7 %) konzentriert und machen
dort  zusammen  fast  die  Hälfte  der  Dalit-Bevölkerung  des  Landes  aus.
Gleichzeitig leben sie auch häufig in ländlichen Regionen und sind deswegen
infrastrukturell schlechter angebunden.

Rund die Hälfte der Dalitbevölkerung sind Frauen und auch wenn sich die
Diskriminierung  auf  beide  Geschlechter  erstreckt,  sind  diese  doppelter
Benachteiligung  ausgesetzt.  Die  Verbindung  zwischen  dem Kastensystem
und Patriarchat zeigt sich durch die Kontrolle über die weibliche Sexualität.
Das Kastensystem wird durch die Einschränkung der sexuellen Autonomie
von Frauen aufrechterhalten. Dies führt zu einem Klima, in dem sexuelle
Gewalt  und  Vergewaltigung  als  Mittel  der  Unterdrückung  und
Machtausübung eingesetzt werden. Diese Gewaltakte dienen nicht nur der
physischen,  sondern  auch  der  symbolischen  Kontrolle,  um  die  soziale
Hierarchie aufrechtzuerhalten. Der Widerstand gegen diese Unterdrückung
nimmt zu, da Dalit-Frauen und ihre Gemeinschaften für Gerechtigkeit und
Gleichberechtigung kämpfen. Doch bevor wir dazu kommen, ein paar Fakten.

Ökonomische Lage
Das Kastenwesen im Kapitalismus hat eine gesellschaftliche Arbeitsteilung
manifestiert, die die unterste Kaste als landlos zurücklässt. So arbeitet der
Großteil im informellen Sektor und Dalits sowie Adivasi stellen landesweit
den größten Anteil an temporären Arbeitsmigrant:innen dar. Obwohl sie nur
25 % der Bevölkerung ausmachen, stellen sie offiziellen Schätzungen zufolge
mehr als 40 % der saisonalen Migrant:innen. Praktisch arbeiten sie in der
Landwirtschaft  sowie  im  Baugewerbe  und  werden  häufig  in  den



gefährlichsten,  anstrengendsten  und  umweltschädlichsten  Bereichen  der
Wirtschaft  eingesetzt.  Auch  Anstellung  in  Bereichen  wie  der
Abwasserreinigung sind nicht untypisch,  die vor allem für den Status der
„Unreinheit“ gesorgt haben, da diese von den oberen Kaste als entwürdigend
angesehen wurden. Insbesondere diese Arbeit, die zwar gesetzlich verboten
wurde, wird heute mehrheitlich von Frauen verrichtet und sorgt dafür, dass
sie weniger verdienen als Männer.

Durch  die  strukturelle  Einstellung  in  schlechter  bezahlte,  prekäre  Jobs
kommt  es  zu  größeren  Einkommensunterschieden  zwischen  den  Kasten.
Zwar hat sich das in den vergangenen Jahren geringfügig verbessert – an der
generellen Ungleichheit ändert das jedoch wenig. Für Frauen kommt noch
der  Gender  Pay Gap hinzu,  der  dafür  sorgt,  dass  sie  im gleichen Beruf
weniger verdienen.

Ebenso  problematisch  ist  Schuldknechtschaft,  die  nicht  anderes  ist  als
Zwangsarbeit  oder  moderne   Sklaverei.  So  können  jüngere  Mädchen
beispielsweise –  um Kosten für  die Mitgift  zu bezahlen –  in  Spinnereien
angeworben werden. Die Eltern warten oft mehrere Jahre, bevor sie das Geld
erhalten, das in der Regel niedriger ist als ursprünglich vereinbart. Aber
auch die Vererbung von Schulden über Generationen  ist möglich.

Grundsätzlich dient das Kastenwesen dazu, einen segregierten Arbeitsmarkt
zu  verfestigen  und  reproduzieren,  auf  dem die  Dalits  einen  Kern  einer
permanent  überausgebeuteten  Arbeiter:innenschaft  darstellen,  die
strukturell  gezwungen  ist,  in  ihrer  großen  Mehrheit  unter  den
Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft zu leben. Allein schon deshalb
bildet das Kastensystem keineswegs einen „Überrest“ der Vergangenheit,
sondern vielmehr einen integralen Bestandteil des indischen Kapitalismus.

Bildung
Eine  Ana lyse  der  ILO  auf  Bas i s  der  Daten  der  Nat iona len
Stichprobenerhebung

(NSS) deutet darauf hin, dass der Bildungsstand unter Dalits zugenommen



hat, jedoch nicht in demselben Tempo wie bei den oberen Kasten. Während
in den zwei Jahrzehnten nach 1983 Dalit-Männer eine Verbesserung von 39
Prozentpunkten  (56  Prozentpunkte  bei  anderer  Kastenzugehörigkeit)  des
Bildungsniveaus nach der Grundschule erreichten, sind es bei Dalit-Frauen
nur 21 (38 Prozentpunkte bei Angehörigen der oberen Kaste). Ebenso ist die
Abbruchquote innerhalb des Grundschulzeitraums hoch. Laut einer Analyse
des IndiaGoverns Research Institute machten Dalits im Zeitraum 2012 – 2014
fast die Hälfte der Grundschulabbrecher:innen in Karnataka (früher: Mysore)
aus. Das liegt jedoch nicht nur an der Diskriminierung, die während des
Schulal l tags  passiert .  Eine  2014  von  ActionAid  f inanzierte
Stichprobenerhebung ergab, dass von den staatlichen Schulen in Madhya
Pradesh 88 Prozent  Dalit-Kinder  diskriminieren:  So war  es  in  79  %  der
untersuchten Schulen Dalit-Kindern verboten, das Mittagessen anzurühren,
und in 35 % befohlen, beim Mittagessen getrennt sitzen.

Der  Hauptgrund  dafür  ist,  dass  die  Einkommen  der  Familien  nicht
ausreichen, um diese zu ernähren und Kinder somit gezwungen werden, zu
arbeiten, was wiederum schlechtere Anstellungsverhältnisse begünstigt.

Gewalt
Während Gewalt gegenüber Frauen ein Klassen (und Kasten) übergreifendes
Problem und  kastenbasierte  Gewalt  ebenfalls  Alltag  sind,  wird  hier  das
Ausmaß  der  gesellschaftlichen  Stellung  von  Dalit  Frauen  sichtbar.  Eine
dreijährige Studie über die Erfahrungen von 500 Dalit-Frauen mit Gewalt in
vier indischen Bundesstaaten zeigt, dass die Mehrheit mindestens eine der
folgenden Erfahrungen gemeldet hat:

– verbale Gewalt (62,4 %),

– körperliche Übergriffe (54,8 %),

– sexuelle Belästigung und Übergriffe (46,8 %),

– häusliche Gewalt (43,0 %),

– Vergewaltigung (23,2 %).



Ebenso werden nach Angaben des National Crime Records Bureau jeden Tag
mehr  als  vier  Dalit-Frauen  vergewaltigt.  Die  Dunkelziffer  ist  jedoch  viel
höher, da viele solcher Verbrechen nicht gemeldet werden aufgrund Angst
vor  Gewalt  und  Einschüchterung  sowie  Tatenlosigkeit  der  Polizei  und
Gerichte.  Die  mangelnde  Erfassung  solcher  Daten  ist  dabei  ein  großes
Problem. Zwar gibt es lokale Statistiken, die aufzeigen, dass Sexualstraftaten
mehr geahndet und verurteilt werden, wenn die Betroffenen höheren Kasten
angehören,  das  Ausmaß  lässt  sich  aber  nur  vermuten.  Gleiches  gilt  für
Zwangsheiraten sowie verbindliche Aussagen, wie viele Frauen als Devadasis
(Prostituierte; ursprünglich bezeichnete der Begriff  Tempeltänzerinnen; d.
Red.) arbeiten müssen. Ein Bericht von Sampark (niederländische Stiftung
für Bildungsfragen; d. Red.) aus dem Jahr 2015 an die ILO stellt fest, dass
85 % der befragten Devadasis aus Dalit-Gemeinschaften stammen. Wie viele
es  jedoch  an  sich  gibt,  ist  unklar  aufgrund  der  Weigerung  mancher
Bundesstaaten, zuverlässige Daten zu erfassen.

Widerstand
Der Widerstand gegen das Kastensystem an sich existiert schon lange. So
engagierten  sich  in  den  1920er  Jahren  beispielsweise  Dalit-Frauen  in
Bewegungen gegen Kasten und Unberührbarkeit, in den 1930er Jahren in
der Non-Brahman-Bewegung und haben dafür gekämpft, dass die eigenen
Forderungen auch in der Frauenbewegung Indiens aufgenommen werden,
was seit den 1970er Jahren auch Wirkung zeigt. Während der Widerstand
gegen die gesellschaftliche Unterdrückung von Dalits in Indien zunehmend
an Bedeutung gewinnt, steigt jedoch auch die Gewalt gegen diese, vor allem
durch Unterstützer:innen der BJP und faschistische Kräfte. Nach besonders
schockierenden  Vorfällen  von  Gewalt,  Femiziden  oder  Sexualstraftaten
finden dabei regelmäßig Protestbewegungen statt wie im Fall von Manisha.
Sie  wurde am 14.  September  2020 von vier  Männern vergewaltigt,  ihre
Zunge durchgeschnitten  und Wirbelsäule  gebrochen,  sodass  sie  nach  15
Tagen ihren Verletzungen erlag.  Solche Taten sind keine Einzelfälle  und
führen regelmäßig zu Mobilisierungen und Aufschrei, gegen die anhaltende
Gewalt und Unterdrückung vorzugehen. Auch am 4. Dezember 2023 gab es
in Jantar Mantar einen größeren Protest, bei dem verschiedene Organisation



für die Rechte von Dalits auf die Straße gingen. Ihre Forderungen waren
mitunter:  Schutz  der  bestehenden  Wohlfahrtsprogramme  für  Dalits,
Anerkennung  von  Dalit-Siedlungen,  indem  Eigentumsrechte  eingeräumt
werden. Landlose sollten für Wohngrundstücke identifiziert und der Besitz
sollte  für  ihre  Erben  gesichert  werden.  Ferner  wurde  die  sofortige
Umsetzung des Gesetzes zur Abschaffung der Schuldknechtschaft (Bonded
Labor Abolition System Act, 1976). 

Was tun?
Die Realität zeigt: Formale Gleichheit auf dem Papier ist zwar ein wichtiger
Schritt, reicht aber lange nicht aus, um diese auch in der Praxis umzusetzen.
Dabei muss auch klar sein, dass der Kampf gegen den Chauvinismus, den das
Kastensystem  mit  sich  bringt,  notwendig  ist.  Schulungen  und
Aufklärungskampagnen  alleine  werden  jedoch  nichts  verändern.

Aufgabe  muss  sein,  das  Kastenwesen  zu  zerschlagen  und  mit  ihm  die
kapitalistische Gesellschaftsordnung, die es aufrechterhält. Große Worte, die
in  der  Praxis  bedeuten,  für  ein  Sozialversicherungssystem,  kollektive
Organisation  der  Reproduktionsarbeit  sowie  ein  Mindesteinkommen,
gekoppelt an die Inflation, für alle zu kämpfen. Verbunden werden müssen
diese  Forderungen  mit  dem  Kampf  um  ein  Programm  gesellschaftlich
nützlicher öffentlicher Arbeiten unter Arbeiter:innenkontrolle, finanziert aus
den  Profiten  der  Unternehmen,  um für  alle  freie,  kostenlos  zugängliche
Bildungs-, Gesundheits- und Altenvorsorge zu gewährleisten.

Denn nur wenn die grundlegende Lebensabsicherung für alle gegeben ist,
kann  die  Ungleichheit  anfangen  zu  verschwinden.  Dies  umzusetzen,  ist
jedoch einfacher  geschrieben als  getan.  Zum einen kann das  Vertrauen,
wenn es darum geht, solche Maßnahmen umzusetzen, nicht bei Regierung
und Staat  liegen.  Vielmehr  braucht  es  Komitees  von  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten,  die  die  Umsetzung  kontrollieren.  Dabei  muss  durch  eine
Quotierung sichergestellt werden, dass auch aus den untersten Schichten
Repräsentant:innen sicher vertreten sind.

Zum anderen sorgt  Indiens Stellung auf  dem Weltmarkt  für  die  massive



Überausbeutung  großer  Teile  der  Bevölkerung.  Um  die  Kosten  der
Ausweitung  der  Sozialversicherung  und  die  Abschaffung  des  informellen
Sektors zu tragen, muss man mit der Politik, die die Überausbeutung schützt,
brechen. Das heißt: Schluss mit der Politik für die Interessen von Weltbank,
Währungsfonds, USA, Japan und EU! Schuss aber auch mit einer Politik, die
die indischen Großkapitale und Monopole fördert!  Ansonsten wird es nie
möglich sein, fundamentale Verbesserung für die Mehrheit der Bevölkerung
einzuführen.

Kurzum:  Der  Kampf  für  konkrete  Reformen  muss  mit  dem  gegen
Kapitalismus  und  Imperialismus  verbunden  werden.  Um  die  Umsetzung
sicherzustellen, braucht es Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter:innen
und Unterdrückten, die sich gegen die Angriffe von jenen wehren, die das
System der Unterdrückung aufrechterhalten wollen.

Der Kampf für die Verbesserung der Situation von Dalit-Frauen ist darin
unmittelbar eingebunden. Er bedeutet, für jene Forderungen zu mobilisieren,
aktiv zu kämpfen und den Protest zu nutzen, um seitens der Gewerkschaften
für organisierte Kampagnen in Stadtvierteln und Dörfern einzutreten, die
über  den  Chauvinismus,  der  mit  dem  Kastensystem  einhergeht,  sowie
Sexismus aufklären.

Für regelmäßige statistische Erhebungen über die Auswirkungen des
Kastenwesens,  Geschlecht,  sowie  Religion  auf  Beschäftigung  und
Lebensqualität – kontrolliert durch Gewerkschaften und Ausschüsse
der Dalit!
Weg mit dem informellen Sektor! Für die flächendeckende Schaffung
von sozialversicherungspflichtigen Berufen!
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit:  Weg mit  dem Gender Pay Gap,
Einführung  eines  Mindestlohns  sowie  Mindesteinkommen,  das
automatisch  an  die  Preissteigerung  angepasst  wird!
Schluss mit Chauvinismus: Zerschlagung des Kastensystems, Kampf
dem Hinduchauvisismus und Sexismus, für Aufklärungskampagnen
seitens der Gewerkschaften in den Wohnvierteln und Dörfern!
Kampf gegen die Reproduktion des Kastensystems in der Linken und



den Gewerkschaften,  Recht  auf  gesonderte Treffen von Dalit  und
Frauen!
Kein  Vertrauen  in  die  Polizei:  Für  demokratisch  gewählte  sowie
organisierte   Selbstverteidigungskomitees  sowie  Meldestellen  für
Diskriminierung von Organisationen der Arbeiter:innenbewegung!
Nein  zur  Doppelbelastung:  Für  die  Vergesellschaftung  der
Reproduktionsarbeit unter Arbeiter:innenkontrolle!

Ein  solches  Programm,  das  wir  hier  nur  knapp  skizzieren  können,  ist
unvereinbar nicht  nur mit  der Herrschaft  der hinduchauvinistischen BJP,
sondern mit dem indischen Kapitalismus selbst. Es muss daher im Rahmen
eines  Programms  der  permanenten  Revolution  mit  dem  Kampf  um  die
Enteignung  des  indischen  und  imperialistischen  Großkapitals  und  die
Errichtung einer  demokratischen Planwirtschaft  verbunden werden.  Dazu
braucht es den revolutionären Sturz der bürgerlichen Herrschaft in Indien
und die Errichtung einer Arbeiter:innen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung,
die sich auf Räte stützt.

Der  Tradwives-Trend:
Hausfrauenromantik  und  die
Rechten
Von Isma Johnson, Revolution, FIGHT! März 2024

Habt ihr schon mal auf TikTok oder Instagram ein Video von jungen Frauen
gesehen, die ganz ästhetisch Haushaltstätigkeiten wie Kochen, Putzen oder
Kinderbetreuung nachgehen? So kommen viele Menschen, vor allem junge
Frauen,  das  erste  Mal  mit  „Tradwives“  in  Kontakt.  „Tradwives“  ist  die
Kurzform für „traditional wives“ und diese „traditionellen Frauen“ wollen
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den überholten Rollenbildern für Hausfrauen der 1950er Jahre nacheifern.
Manche  von  ihnen  tragen  auch  gleich  die  Mode  dieser  Zeit  mit
Petticoatkleidern und Lockenwicklerfrisuren. Andere orientieren sich eher
am Landleben (oder daran, was sie sich darunter vorstellen, Stichwort: die
Internetästhetik Cottagecore). Viele von ihnen behaupten, es ginge ihnen nur
darum, zu Hause zu bleiben und nicht arbeiten gehen zu müssen, für ihren
Mann und ihre Kinder zu sorgen und ihren Lebensstil nach außen zu tragen.
Aber neben Kochvideos, Babyinhalten und ästhetischen Bildern tauchen etwa
bei Estee Williams, einer Tradwife mit über 140 Tausend Follower:innen auf
TikTok,  Videos  mit  ganz  anderen  Inhalten  auf.  So  erzählt  sie  ihren
Follower:innen z. B.: „Gott erschuf zwei Geschlechter zu unterschiedlichen
Zwecken“ und „Die Frau, die Ehefrau ist eine Hausfrau“, erklärt, wie sie den
richtigen maskulinen Mann anziehen können, und fordert sie auf, sich ihm
nach den Prinzipien der Bibel zu unterwerfen.

Warum sind Tradwives so gefährlich?
Tradwives definieren sich aber nicht nur über die Rolle als Hausfrau. Auch
wenn sie diese Tätigkeit ausüben, macht eines sie viel mehr aus: warum sie
das tut.  Denn hinter  der  harmlos erscheinenden,  ultrafemininen Ästhetik
steckt  meist,  wie  bei  Williams,  die  Vorstellung,  dass  Frauen  sich  selbst
hintanstellen  und  ihrem  Mann  unterwerfen  sollten.  Manche  Tradwives
distanzieren sich zwar ausdrücklich vom ultrarechten Teil der Bewegung und
hängen verschiedenen (konservativen) Ideologien an, aber immer beruhen
diese darauf, Geschlechterrollen zu festigen. Das zeigt sich schon darin, dass
eine  „traditionelle  Frau“  ganz  andere  Aufgaben übernehmen soll  als  ein
„traditioneller Mann“. Wie sie sich verhalten soll,  ist festgeschrieben und
etwas dazwischen soll es erst recht nicht geben.

Das Spektrum von Tradwifethemen beginnt bei eher konservativen Frauen,
deren Fokus vor allem auf „traditionellen“ Rollen, konservativen Werten und
Hausarbeit liegt, welche subtil in Vergleich zur abgelehnten modernen Welt
gesetzt werden. Von da aus besteht ein fließender Übergang zu solchen mit
größerem Fokus auf Tradition und Nationalismus, die offen Antifeminismus,
Queerfeindlichkeit,  Antisemitismus,  Rassismus  und  antiwissenschaftliche



Standpunkte (insbesondere gegen Impfungen) vertreten und via Social Media
bewerben. Also alles, was die extreme Rechte und Verschwörungstheorien zu
bieten haben, aber eben unter dem Deckmantel einer harmlosen „Stay-at-
Home-Mom“.  Die  Hyperfeminität  dient  also  dazu,  die  dahinterstehende
autoritäre Ideologie zu verschleiern und so massentauglicher zu werden. Der
religiöse Teil  der Bewegung versucht auch, durch Bibelverse Frauen von
ihrer aufgezwungenen Geschlechterrolle zu überzeugen, zum Beispiel durch
Epheser  5.22:  „Ihr  Frauen,  ordnet  euch  euren  Männern  unter  wie  dem
Herrn.“

Auch haben die unterschiedlichen Regulationen von Plattformen eindeutig
einen Einfluss auf den Inhalt der Posts. Das etwas weniger regulierte und
moderierte TikTok wird beispielsweise eher genutzt, um ideologische Inhalte
zu posten,  wohingegen auf  Instagram eher ästhetische Inhalte  verbreitet
werden sollen und somit auch oftmals als Startpunkt für eine Radikalisierung
dienen  können.  Auch  die  sind  aber  keineswegs  harmlos,  da  neben
#traditionalwomen auch rechte Dogwhistles (Nutzung einer Sprache, die je
nach Publikum unterschiedlich verstanden werden kann) wie #redpillwomen
unter  den  Posts  genutzt  werden  –  ein  Hashtag  der  auf  radikalen
Antifeminismus und Incels verweist und den Abstieg in die Alt-Right-Bubble
bedeuten kann. Nicht zufällig ist die Tradwife-Bewegung in den USA nach
den Wahlen 2016, aber auch aus der europäischen Identitären Bewegung
entstanden,  um das  sogenannte  „Frauenproblem“ zu  lösen,  also  bewusst
mehr Frauen für die männerdominierten Bewegungen anzuwerben. Dabei ist
die Beteiligung von Frauen an der extremen Rechten nichts Neues. Schon
der  Ku-Klux-Klan  der  1960er  Kahre  hatte  eine  Frauenorganisation,  die
Männer bei  rassistischen Angriffen bis zu Vergewaltigungen und Morden
unterstützte,  indem  die  Frauen  aktiv  ihre  Ideologie  verbreiteten,  neue
Mitglieder  anwarben und Proteste  organisierten.  Sie  halfen auch an der
Schule, beispielsweise durch Bibelkunde, ihre Ideologie bereits in der Jugend
zu verbreiten, und traten im Wahlkampf für ihre Kandidat:innen ein, indem
sie  negative  Propaganda  über  die  Gegner:innen  verbreiteten,  um  sie
auszustechen.

Auch  manche  Radikalfeministinnen  oder  TERF’s  (trans  exkludierende



Radikalfeminist:innen)  entwickeln  sich  in  die  Richtung  von  „Tradwifery“,
obwohl  sie  zunächst  entgegengesetzt  erscheinen.  Denn Tradwives  wollen
sich ja eigentlich von den „Ketten“ des modernen Feminismus befreien und
ihren Follower:innen erzählen, die Ablehnung von Femininität, Häuslichkeit
und Familie würde sie erst so derart depressiv machen und dafür sorgen,
dass sie nicht als heiratsfähig angesehen werden würden. Trotzdem sind sich
die beiden Gruppen in einer Hinsicht einig: dem biologischen Essentialismus.
Beide behaupten, Frauen und Männer hätten tiefer liegende Eigenschaften
durch ihre Biologie oder Genitalien, feiern die Rolle der Mutter (die für sie
nur Frauen einnehmen können) und lehnen Geschlechtsidentitäten ganz ab.

Warum  liegen  Tradwives  auf  einmal  so  im
Trend?
Aber warum bekommen Tradwives überhaupt so viel Aufmerksamkeit und
Zuwachs?  Sie  stellen  eine  vermeintliche  Flucht  aus  den  Tiefen  des
Kapitalismus dar. Wer möchte nicht dem ständigen Stress des Alltags mit
Leistungsdruck  am Arbeitsplatz  und  der  gleichzeitig  ständig  anfallenden
Haus-  und   Carearbeit  entfliehen?  Es  ist  ein  Fakt,  dass  Frauen  am
Arbeitsmarkt  und  zuhause  in  der  Reproduktionsarbeit  mehr  ausgebeutet
werden als Männer, da sie einerseits nach wie vor weniger verdienen und
andererseits aufgrund der Geschlechterrollen den Großteil der anfallenden
Reproduktionsarbeit  planen  und  durchführen.  Sie  müssen  also  arbeiten
gehen und sich und ihre Familie in der „Freizeit“ wieder arbeitstauglich
machen, indem sie die Ware Arbeitskraft reproduzieren. Das schließt das
Kochen,  Putzen  etc.  mit  ein,  aber  auch  emotionale  Sorgearbeit  und  die
Reproduktion  der  Klasse  an  sich,  indem  neue  Kinder,  später  dann
Arbeiter:innen, herangezogen werden. Tradwives wissen, dass das schwer
möglich ist und für viele eine extrem Anstrengung darstellt, die sie bis zum
Burnout bringen kann. Und so behaupten sie ganz nach dem Motto „Früher
war alles besser“, Frauen sollten ihre Ausbeutung verringern, indem sie die
Arbeitswelt einfach wieder verlassen. Hinzu kommen die Unsicherheiten des
modernen Kapitalismus, dass man vielleicht auch erstmal gar nicht weiß, wer
man sein will und was man mit sich und seiner Arbeitskraft anfangen soll,
also z. B. welchen Job man ausführen soll. Das ist das Dilemma der doppelt



freien Lohnarbeit, welches sich mit der Ausdifferenzierung des Kapitalismus
immer weiter zugespitzt hat: frei von eigenen Produktionsmitteln, aber auch
in der Entscheidung, wem eigentlich die Arbeitskraft verkauft werden soll.
Tradwives bieten dagegen eine feste Rolle statt dieser Unsicherheiten und
stellen die traditionelle Familie als Lösung für das ganze Dilemma dar. Damit
soll ein Halt in dem ganzen Chaos geboten werden.

Außerdem sollen Kinder und Jugendliche durch die mütterliche Betreuung
vor „schlechtem“ Einfluss geschützt werden. Müttern, besonders in den USA,
wird Angst gemacht, dass ihre Kinder in der staatlichen Schule nur etwas
über „woke Ideologie“, Genderwahn und letztendlich Kommunismus lernen
würden, was natürlich weit von der Wahrheit entfernt ist. Aber auch sehr
reale  Probleme  bewegen  (werdende)  Mütter  dazu,  sich  nach  anderen
Modellen als der staatlichen Schule und der Kita zu sehnen. In Deutschland
etwa Angst vor schlechter Betreuung durch überlastete Kitas und schlechte
Betreuungsschlüssel.

Hausfrau werden ist nicht die Lösung!
Aber kann das Leben als Tradwife diese Probleme wirklich lösen? Bietet die
Alt-Right wirklich eine Alternative zur modernen kapitalistischen Ausbeutung
an?  Natürlich  nicht,  denn  sie  will  den  Kapitalismus  nicht  überwinden.
Vielmehr  ist  die  Reproduktionsarbeit,  die  größtenteils  die  Frauen  der
Arbeiter:innenklasse  verrichten,  notwendig,  damit  der  Kapitalismus
funktioniert, denn ohne sie würde sich niemand mehr regenerieren und dann
arbeiten gehen können. Die traditionelle, bürgerliche Familie, die Tradwives
mit  aller  Kraft  als  das  ideale  Leben bewerben,  ist  entscheidend für  die
Reproduktion der Ware Arbeitskraft im Kapitalismus und auch in rechten
Ideologien spielt sie eine Schlüsselrolle. Dort soll nämlich das „Volk“ durch
Fortpflanzung in der Kleinfamilie erhalten werden, ohne dass wiederum laut
Rechten die Nation untergeht. Die Alt-Right sieht Tradwives als Lösung an,
da sie genau ihr essentialistisches Weltbild, ihre Vorstellung davon, was eine
Frau „natürlicherweise“ ist, ausleben.

Dass  das  ganze  Konzept  einen  augenscheinlichen  Klassencharakter
beinhaltet, dürfte klar sein. Denn welche Familie der Arbeiter:innenklasse



kann sich bitte eine Frau, die gar nicht arbeiten geht, leisten? Gerade in
Zeiten von Krise, Inflation und massivem Reallohnverlust ist das vor allem
ein  Lebensentwurf  des  Kleinbürger:innentums  und  der  lohnabhängigen
Mittelschichten, was sich auch in der Verbindung zu rechten Bewegungen
zeigt,  für die,  wie im Fall  des Faschsimus, das Kleinbürger:innentum die
Klassenbasis darstellt. Für die unteren Klassen – vor allem in Halbkolonien –
ist es eher eine Utopie, die sich im Kapitalismus nicht erfüllen lässt. Für die
herrschende Klasse stellt das Ganze sowieso nichts Erstrebenswertes dar,
denn die lässt die Reproduktionsarbeit sowieso von Angestellten erledigen,
da  für  sie  kein  Arbeitszwang  besteht  und  die  ganze  Familie  von  der
Ausbeutung anderer lebt. Früher war das etwas anders. Da konnten auch
besserverdienende  Schichten  der  Arbeiter:innenklasse,  zum  Beispiel  die
Arbeiter:innenaristokratie,  in  den  imperialistischen  Kernzentren  und  in
einigen Halbkolonien ihre Familie mit ernähren, ohne dass die Frau selber
einer Lohnarbeit nachgehen musste. Aber das ist spätestens seit Beginn der
Phase des Neoliberalismus in den 1980er Jahren immer weniger möglich, da
das Profitstreben des Kapitals danach verlangte, auch Frauen immer mehr in
den  Arbeitsmarkt  zu  integrieren,  während  gleichzeitig  die  Löhne  immer
weiter sanken. Daher ist klar, dass dass das Ideal der bürgerlichen Familie
für  die  Arbeiter:innenklasse  noch  nie  vollumfänglich  erreichbar  war,
heutzutage  allerdings  weniger  denn  je.  Dennoch  wurde  die  bürgerliche
Familie zur prägenden ideellen und materiellen Form und damit auch zu
einem  Kern  reaktionärer  Geschlechterrollen.  Diese  Verallgemeinerung
basiert  auf  einer  geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung.  Und  durch  die
Tradwive-Bewegung  kann  es  auch  hier  die  Auswirkung  haben,  dass
Geschlechterrollen wieder weiter gefestigt werden, indem die Arbeiterinnen
weiterhin  bzw.  wieder  vermehrt  der  Reproduktionsarbeit  nachgehen,
während sich ihre Lohnarbeit  im vermeintlich flexiblen Niedriglohnsektor
ansiedelt,  da  sie  so  eben  auch  in  der  Lage  sind,  neben  ihr  auch  der
Reproduktionsarbeit nachgehen zu können, da sie nicht Vollzeit arbeiten.

Obwohl argumentiert wird, dass das Hausfrau-Sein an sich unproblematisch
ist und erst die Ideologie von Tradwives das Problem darstellt, muss ganz
klar unterstrichen werden: Eine Hausfrau ist  materiell  abhängig. Frauen,
welche Hausfrauen werden („wollen“), indem sie gar nicht arbeiten gehen



oder auf Teilzeit- bzw. Minijobbasis angestellt werden, werden nach wie vor
ausgebeutet, bekommen kein oder nur viel weniger Geld und werden so um
einiges abhängiger von ihren Männern. Und das geben Tradwives auch offen
zu und finden das sogar super:  „Er überwacht die wichtigsten Finanzen.
Wenn ich Geld und Kleingeld für ein Sofa ausgeben will, sagt er ,Nein’, denn
er  weiß,  was  rein-  und  rausgeht“,  schreibt  die  britische  Tradwife  Alena
Pettitt.  Aber  das  ist  wirklich  gefährlich:  Aus  finanziellen  Gründen schon
können Frauen sich hier zum Beispiel nicht mehr trennen, und ihre Männer
können mehr Kontrolle über sie ausüben – ihre „frei gewählte“ Ideologie wird
also  durch ihre  materiellen  Umstände zum Zwang.  Es  ist  auch so,  dass
manchen Männern das  sehr  deutlich  bewusst  ist  und sie  dann teilweise
(körperliche) Gewalt anwenden, um zu bekommen, was sie wollen, ohne sich
darüber Sorgen zu machen, dass ihre Frau sich trennen wollen könnte. Auch
das  Thema  Altersarmut  darf  nicht  unterschätzt  werden.  In  Deutschland
beispielsweise  bekommt  man  erst  eine  gesetzliche  Rente,  wenn  man
mindestens 5 Jahre gearbeitet und Beitrag gezahlt hat. Das kann zwar durch
einen Anspruch auf Mütterrente oder diverse staatliche Zuzahlungen auch
erreicht werden, jedoch fällt die Altersrente dann trotzdem deutlich geringer
aus als bei Männern, die Vollzeittätigkeiten nachgegangen sind. Da Frauen
häufiger im Niedriglohnsektor tätig sind und oftmals nicht Vollzeit arbeiten,
bekommen sie in Deutschland durchschnittlich monatlich 314 Euro weniger
Rente  (Stand  für  das  Rentenjahr  2022).  Doch  das  ist  natürlich  nur  ein
Durchschnitt, wo es auch mitunter deutliche Schwankungen gibt.

Für  eine  echte  Perspektive  gegen
Frauenunterdrückung!
Der  bürgerliche  Feminismus  kann  die  aufstrebende  Tradwife-Bewegung
jedoch  nur  bedingt  bekämpfen  und  gibt  ihr  sogar  einen  gewissen
Aufschwung. Er bietet nämlich keine (langfristige) Lösung gegen Ausbeutung
und Reproduktionsarbeit, sondern kann diese höchstens auf mehr Menschen
verteilen.  Doch hier  zeigen sich bereits  die  Grenzen der  kapitalistischen
Wirtschaftsweise: So leisten Frauen täglich immer noch durchschnittlich 74
Minuten mehr Hausarbeit in Deutschland als ihre Männer. Diese Messung
bezieht  sich  jedoch  nur  auf  ausgeführte  Tätigkeiten  und  klammert  das



äußerst anstrengende Planen und Delegieren von Aufgaben aus, was auch
zumeist  Frauen  übernehmen  müssen.  Hinzu  kommen  Reiche,  die  sich
Angestellte holen und keinen Finger im Haushalt krümmen. Eine gerechte
Aufteilung  sieht  wirklich  anders  aus.  Denn  selbst  zu  einer  besseren
Umschichtung  von  Reproduktionsarbeit  ist  insbesondere  der  liberale
Feminismus  überhaupt  nicht  in  der  Lage.  Die  Märchen  des  Girlboss-
Feminismus  und  des  Choice-Feminismus  individualisieren  die
Frauenunterdrückung und zeigen als vermeintliche Lösung nur auf, dass jede
sich ihren eigenen Platz im System erkämpfen solle und ihr freistünde, ob sie
sich  für  Kinder,  Küche  oder  Karriere  (oder  am besten  alles  zusammen)
entscheidet.  Auch die anderen Feminismen haben keinen Lösungsentwurf
parat,  da  sie  die  Klassengesellschaft,  auf  der  die  Frauenunterdrückung
basiert,  nicht  mit  einbeziehen  und  das  Patriarchat  als  etwas  vom
Kapitalismus bzw. der Klassengesellschaft Losgelöstes betrachten. So kommt
es aber dazu,  dass Arbeiterinnen und auch schon ihre Töchter sich eine
Zukunft  im  Kapitalismus  mitsamt  Lohn-  und  Reproduktionsarbeit  nicht
vorstellen können und verzweifelt nach Alternativen suchen. Es ist unsere
Aufgabe, ihnen eine echte Perspektive aufzuzeigen.

Dafür  müssen  wir  das  traditionelle  Rollendenken  hinter  uns  lassen,
zusammen mit dem kapitalistischen System an sich. Auch einfach Lohn für
Hausarbeit zu zahlen, würde das Problem nicht auflösen: Die ökonomische
Abhängigkeit  würde  bedingt  besser  werden,  aber  die  geschlechtliche
Arbeitsteilung, sowie die Isolation von Frauen als Hausfrauen würden weiter
bestehen  bleiben.  Deswegen muss  unsere  Lösung eine  andere  sein:  Wir
müssen die Reproduktionsarbeit auf alle Schultern der Gesellschaft aufteilen.
Das könnte zum Beispiel so aussehen, dass statt individuellem Essen Mensen
eingerichtet werden, wo jede/r lecker und gesund essen kann, aber auch
jede/r mal für die Zubereitung und das Aufräumen zuständig ist. Ähnliche
Konzepte muss es dann auch für das Putzen und die Kinderbetreuung geben.

Denn nur, wenn wir das kapitalistische System überwinden und Wohnraum
sowie  Hausarbe i t  vergese l l scha f ten ,  d ie  Bet r iebe  unter
Arbeiter:innnekontrolle  stellen  und  massiv  in  Bildung,  Soziales  und
Gesundheit  investieren,  können  wir  Frauen  (und  letztendlich  auch  alle



anderen Menschen) entlasten und so auch die Gesamtarbeitszeit reduzieren.
Nur  indem  wir  als  Arbeiter:innenklasse  und  Jugend  gemeinsam  und
demokratisch die Arbeit aufteilen und die Produktion planen und verwalten,
können  wir  der  doppelten  Ausbeutung  von  Frauen  nachhaltig
entgegenwirken und strukturelle Überlastung bekämpfen. Dafür müssen wir
uns an Schulen, Unis und in Betrieben organisieren und Aktionskomitees
aufbauen.  Auch  braucht  es  die  Bekämpfung  von  Vorurteilen  gegenüber
Frauen innerhalb der Arbeiter:innenbewegung sowie einen internationalen
Zusammenschluss,  der  die  Kämpfe  koordiniert.  Nur  so  können  wir  eine
internationale multiethnische antikapitalistische Frauenbewegung aufbauen,
die  eng  mit  der  Arbeiter:innneklasse  zusammenarbeitet,  welche  dann
gemeinsam mit allen Unterdrückten und Ausgebeuteten in der Lage ist, den
Kapitalismus zu überwinden. Gleichzeitig besteht auch die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  neuen  kommunistischen  Partei  und  einer  neuen
Internationale,  die  die  Kämpfe  anführen  und  zuspitzen  kann.

Auch Social Media – ein beispiellos falscher Begriff für die Datenkraken und
Geldmaschinen  im  kapitalistischen  Internet  –  müssen  wir  den
Multimilliardär:innen  und  ihrem  für  uns  schädlichen  Profitinteresse
entreißen und stattdessen demokratisch als Arbeiter:innen und Jugendliche
überwachen und kontrollieren,  damit niemand von uns mehr in eine Alt-
Right-Falle tappt, nur weil wir ein Kochrezept geliket haben. Für ein sicheres
Social  Media  für  alle,  statt  maximalen  Profiten  für  einige,  müssen  wir
Konzepte entwickeln, die unseren Bedürfnissen als Gesellschaft entsprechen
und ihre Rolle im Kapitalismus hinterfragen.

Rechtsruck, Krise und Lage von
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Frauen
von Kai Zumar, Revolution, FIGHT! März 2024

Für Linke, Frauen, queere Menschen, rassistisch Unterdrückte und andere
gesellschaftlich Unterdrückte und Menschen, die in Armut leben, fängt 2024
als gut geölte Rutschbahn in die Hölle an. Der Klimawandel droht nach wie
vor,  unseren  Planeten  buchstäblich  höllisch  heiß  zu  machen.  Mit  der
Wirtschaft geht es bergab, Rechte sind auf dem Vormarsch, und alles scheint
in deprimierender Perspektivlosigkeit zu versinken. Hinzu kommen Kriege
und Auseinandersetzungen weltweit. Es wird weiterhin von einem sinkenden
Produktionsniveau,  Stagnation  und  Rezession,  steigender  Arbeitslosigkeit
und hoher Inflation in Deutschland ausgegangen. Weltweit  sieht es nicht
besser aus,  wie auch der ökonomische Kollaps von Halbkolonien wie Sri
Lanka oder Pakistan verdeutlicht.

Wirtschaftskrise
„Schlechter  war  die  Stimmung  in  diesem  Punkt  zuletzt  im  Jahr  der
Finanzkrise  2009“,  meinte  der  Direktor  des  Instituts  der  deutschen
Wirtschaft (IW) Ende 2023. Dass direkt die Krise 2008/2009 zur Sprache
kommt, ist kein Zufall. Denn die weltweite Wirtschaftskrise, die wir immer
mehr  beobachten  können,  ist  direkte  Folge  dieser  damals  nicht  voll
aufgelösten Krise. Eine massive Blase auf den Hypotheken- und Hausmärkten
war 2008 geplatzt, als sich Rückzahlungsausfälle häuften. In der Folge kam
es zu einer enormen globalen Profitkrise. Doch während es üblicherweise zu
einer Erholung kommen kann, wenn eine Reihe an Firmen pleitegeht und es
damit zu einer Vernichtung (Außerdienststellung) von ihrem fixen Kapital (z.
B. Maschinen) kommt, woraufhin der Anteil an menschlicher Arbeit in der
Produktion  und  damit  die  Profitraten  wieder  steigen,  wurde  diese
Entwicklung  2008/9  aufgeschoben.  Erreicht  wurde  das  durch
Niedrigzinspolitik,  die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen
und  internationale  Koordination.  Losgetreten  und  befeuert  durch  die
Coronapandemie und die Energiekrise rollt die jetzige Krise als Folge dieser
Politik über uns hinweg. Für Frauen hat schon die Pandemie nicht nur einen
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unfassbaren Anstieg an häuslicher Gewalt und ein Eingesperrtsein mit ihren
Tätern, sondern auch überdurchschnittlich oft Entlassung und Prekarisierung
bedeutet,  was  sie  zusätzlich  ökonomisch  abhängiger  macht,  als  sie  es
ohnehin  oft  sind.  Hinzu  kam dann noch  eine  heftige  Mehrfachbelastung
dadurch, dass Frauen einerseits besonders oft in „systemrelevanten“ Jobs
und im Gesundheitssystem arbeiten, das ohnehin kaputtgespart ist und wo
sie Ansteckung noch mehr ausgesetzt  sind,  und andererseits,  dass durch
geschlossene  Kindergärten  und  Schulen  sowie  Homeoffice  viel  mehr
Reproduktionsarbeit in den privaten Familienhaushalt und damit die Frau in
eine  reaktionäre  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  gedrängt  wurden.  Die
Rückbesinnung  auf  die  bürgerliche  Kleinfamilie  wirkt  sich  auch  durch
steigende Gewalt gegen LGBTQ+-Menschen aus. Viele von ihnen mussten
lange  Lockdowns  mit  queerfeindlichen  und/oder  gewalttätigen
Familienmitgliedern verbringen und waren gezwungen, sich tief im Schrank
zu verschanzen. statt frei und geoutet zu leben. Für viele trans Personen
bedeutete die Krise des Gesundheitssystems noch längere Wartezeiten oder
die  Aussetzung  von  lebensrettenden  Operationen  und  Behandlungen,
während Schutz- und Therapieangebote weiterhin völlig unzureichend sind.
Wie in einem Spießroutenlauf ging es nach der Zeit der Lockdowns weiter
mit Inflation und einer Krise, die sowohl von ihrem Wesen her als auch in
ihren Auswirkungen weitaus umfassender ist als 2008. Für Frauen, die öfter
in sozialen Bereichen, anderen schlecht bezahlten Jobs und besonders in
einigen  Halbkolonien  überdurchschnittlich  oft  im  informellen  Sektor
arbeiten,  macht eine Inflation von bis zu 8,8% in Deutschland 2023 und
weitaus höher in anderen Teilen der Welt schnell den Unterschied zwischen
gerade noch durchkommen und hungern müssen aus. Besonders, wenn man
dann noch  alleine  Kinder  großziehen  muss.  Auch  queere  Menschen,  die
überdurchschnittlich  oft  arm,  arbeitslos  oder  wohnungslos  sind,  werden
besonders hart von der Krise getroffen. Die Lösungsansätze von 2008 waren
für Arbeiter:innen und gesellschaftlich Unterdrückte nicht viel besser. Doch
sie  jetzt  einfach  zu  wiederholen,  geht  auch  nicht.  Die  mitgeschleppten
Probleme der letzten Krise machen das unmöglich. Die Nullzinspolitik ist
erschöpft, Quantitative Easing hat zu viele Nebenwirkungen, die Kosten sind
nicht  komplett  auf  Arbeiter:innen  abwälzbar  und  die  internationale
Konkurrenz,  entgegenstehende  Kapitalinteressen  und  daraus  entstehende



militärische Konflikte verhindern internationale Koordinierung.

Geopolitische Lage
Solche politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konflikte können wir
gerade  in  großem Ausmaß an  vielen  Stellen  beobachten  –  seien  es  der
Handelskrieg  zwischen  China  und  den  USA,  der  Genozid  gegen  die
Palästinenser:innen  oder  der  immer  noch  andauernde  Ukrainekrieg.  Als
Folge von unsicheren Produktions- und Handelsketten durch die Pandemie
und die globale Rezession verlagern die imperialistischen Zentren wichtige
Industrien des nationalen Kapitals immer mehr in ihre eigenen Einflusszonen
zurück  und  betreiben  so  eine  Politik  des  „Reshoring“.  Das  sehen  wir
beispielsweise  an  der  Wiedereinführung  von  Zollschranken  oder  den
Versuchen  Chinas,  eigene  Alternativen  zu  dem  internationalen
Zahlungssystem SWIFT zu etablieren. Dieses Reshoring äußert sich auch in
vermehrter  imperialistischer  Blockbildung.  In  einer  Welt,  in  der  jede
Ressource und jedes Fleckchen schon von irgendwem/r kontrolliert  wird,
versuchen  einzelne  Kapitalfraktionen  verzweifelt,  während  der  Rezession
ihren Einfluss zu behalten oder auszuweiten,  um sich ihren Platz  in der
internationalen Konkurrenz zu sichern. Zunehmend nimmt dieser Kampf um
die Neuaufteilung der Welt militärische Formen an. Doch viele dieser Kriege
sind  geopolitische  Konflikte  von  Imperialist:innen,  bei  denen  für
Arbeiter:innen nie was drin ist. Von welchem Imperialismus sie unterdrückt
und ausgebeutet werden, macht kaum einen Unterschied. Für sie bedeutet
Krieg die Zerstörung ihrer Lebensgrundlage, oft Nahrungsmittelknappheit,
noch mehr Ausbeutung und, sich für fremde Interessen erschießen zu lassen.
Doch auf Frauen und queere Menschen haben auch Krieg und Flucht oft
noch  extremere  Auswirkungen.  Darum gilt  es,  besonders  Kämpfe  gegen
nationale  Unterdrückung  wie  in  Kurdistan  oder  Palästina  zu
antiimperialistischen,  revolutionären  Befreiungskämpfen  auszuweiten,  in
denen Frauen eine führende Rolle  für  ihre eigene Befreiung einnehmen.
Neben einer allgemeinen Verschlechterung der Lebensbedingungen kommt
es  in  Kriegssituationen  oft  zu  einem enormen Anstieg  an  Gewalt  gegen
Frauen und queere Menschen. Besonders Vergewaltigungen als massenhaft
angewendete, verbrecherische Kriegstaktik, um einer ganzen Bevölkerung



oder  Bevölkerungsgruppe  nachhaltig  zu  schaden,  kommt  fern  von  jeden
Beteuerungen über Menschenrechte und Schutz der Zivilbevölkerung oft vor
(z. B. Ruanda 1994, Nanking 1937, Bosnien und Herzegowina 1992 – 1995).
Konsequenzen hat das für die meisten Täter nicht, obwohl die UNO (erst)
2008 in einer Resolution zu einem sofortigen Stopp von sexueller Gewalt in
der  Kriegsführung  aufrief.  In  dem  UNO-Bericht  dazu  von  2023  wurde
festgehalten,  dass  diese  Verbrechen  weiter  eine  relevante  Rolle  in  der
Kriegsführung  spielen,  im  Kontext  sich  zuspitzender  Konflikte  sogar
zugenommen  haben,  sie  weiterhin  auch  von  UNO-Soldat:innen  ausgeübt
werden  und  nach  wie  vor  die  meisten  Taten  unbestraft  bleiben.  Noch
extremer  als  während  Corona  trifft  auch  der  Zusammenbruch  des
Gesundheitswesens  im  Krieg  Frauen  und  LGBTQ+-Menschen  besonders
stark, nicht nur weil sie häufig in diesem Bereich arbeiten. Oft gehen die
Zahlen von Geburtensterblichkeit drastisch in die Höhe. Dazu kommt, dass
eine Frühwitwenschaft durch Krieg die ohnehin bestehende Altersarmut von
Frauen verstärkt. Auch werden im Krieg oft Kinderbetreuung, Bildung oder
Sozialdienste  ausgesetzt,  wodurch  Frauen  mit  noch  mehr  unbezahlter
Reproduktionsarbeit zurückgelassen werden als sonst. Doch nicht nur die
zuhause  Gebliebenen  haben  es  schwer,  auch  auf  der  Flucht  zeigt  sich
sexuelle  Unterdrückung  gegen  Frauen  und  queere  Menschen.  Etwa  die
Hälfte der über 27 Mio. Menschen, die gerade auf der Flucht sind, sind
Frauen.  Auch  hier  erfahren  sie  häufig  sexuelle  Gewalt  und  tragen
Verantwortung für Kinder und Familien. Auch queere Menschen erfahren oft
Gewalt auf der Flucht.  Die auch nur unzureichenden Schutzversuche der
UNO für geflüchtete Frauen wie die Einrichtung von geschlechtergetrennten
Sanitäranlagen bieten diesen Land erreichen, werden Verfolgungen aufgrund
sexueller Orientierung oder des Geschlechts oft de facto nicht anerkannt.
Rechtsruck Doch auch abgesehen von spezifischer Unterdrückung wird die
Situation für Geflüchtete ja immer schlechter. Die AfD in Deutschland würde
am liebsten wieder die Rassentheorie auspacken und nicht nur Geflüchtete,
sondern  gerne  gleich  alle,  die  kein  „reines,  deutsches  Blut“  haben,
abschieben. Schweden erlässt ein Gesetz, nach dem alle im sozialen Bereich
Arbeitenden  gezwungen  sind,  Menschen  ohne  Papiere,  die  ihre  Hilfe
aufsuchen, an den Staat zu melden. Die EU schafft fröhlich das Asylrecht
nach und nach ab und verweigert Geflüchteten Grundrechte. Es scheint, als



gäbe es keine Ecke mehr auf der Welt, aus der nicht Meldungen über neue
rechte Regierungen oder rassistische Gesetzgebungen kommen. Analog zu
der  Wirtschaftspolitik  des  Reshorings  und  der  Blockbildung  greift  auf
ideologischer Ebene eine neue Welle des Nationalismus um sich. Wir erleben
eine allgemeine Entwicklung nach rechts, die sich aus der Schwäche der
Linken und der Wirtschaftskrise speist. Die Krise führt zu Abstiegsängsten
beim Kleinbürger:innentum und  zur  Prekarisierung  vieler  Arbeiter:innen.
Mangels irgendeiner fortschrittlichen Perspektive wenden sie sich zum Teil
an  Rechte,  die  versprechen,  das  Gefühl,  es  gäbe  zu  wenig,  damit  zu
beantworten, dass halt noch weniger geteilt wird (was faktisch Rassismus
und Umverteilung nach oben bedeutet).  Auch das binnenmarktorientierte
Kapital wendet sich den Rechten zu, die ihre Interessen viel eher vertreten
als die der Kleinbürger:innen oder gar Arbeiter:innen. Es ist also kein Zufall,
dass AfD, Sverigedemokraterna (rechte Regierungspartei in Schweden) oder
die Fratelli d’Italia gerade jetzt so stark sind. Und es ist auch kein Zufall,
dass die  Rechten in  Italien Mussolinis  alte  Parole  „Dio,  patria,  famiglia“
(Gott,  Vaterland,  Familie)  wieder aufwerfen oder die  AfD dafür  ist,  dass
Kinder  die  ersten  drei  Jahre  zu  Hause  von  der  Mutter  betreut  werden,
während  sie  gleichgeschlechtlichen  Paaren  gerne  Kinderkriegen  und
Heiraten  verbieten  würde.

Reproduktionsarbeit
Es ist kein Wunder, dass Krise und Rechtruck mit einer Rückbesinnung auf
die bürgerliche Kleinfamilie und damit Angriffen auf die Rechte von queeren
Menschen  (siehe  Transfeindlichkeit,  besonders  in  den  USA,  Russland,
Großbritannien  …)  und  von  Frauen  (z.  B.  Kürzungen  von  Geldern  für
Frauenhäuser,  Ab�treibungsrecht)  einhergehen.  Denn  die  bürgerliche
Kleinfamilie ist der Ort, an dem im Kapitalismus die Arbeitskraft reproduziert
wird.  Wer  morgens  brav  zur  Arbeit  erscheinen  soll,  wurde  irgendwann
geboren, erzogen und hat Bildung erfahren, braucht einen vollen Magen,
eine saubere Wohnung, in der sie/er leben und schlafen kann, gewaschene
Klamotten etc. Und wer putzt die Wohnung, erzieht die Kinder, kocht Essen,
geht  einkaufen,  wäscht  Geschirr  und  Kleidung?  Frauen  wenden  im
Durchschnitt in Deutschland 52,4 % mehr Zeit für unbezahlte Sorgearbeit



auf (bei 34-Jährigen sind es sogar 110,6 %). Ganz schön praktisch für die
Kapitalist:innen,  die  dadurch  nicht  für  die  Reproduktionsarbeit
verantwortlich sind und mehr Profite machen können. Ideologien wie die
Erzählung von der perfekten Hausfrau und dem umsorgenden weiblichen
Wesen halten diese Arbeitsteilung (bzw. Mehrarbeit der Frauen) genauso
aufrecht wie Regelungen wie z. B. die Bedarfsgemeinschaft für den Empfang
von Sozialleistungen oder Ehegattensplitting. Und besonders in einer Krise
gilt es für die Kapitalist:innen, Arbeitskraft so billig wie möglich, bestenfalls
kostenlos  zu  mobilisieren.  Sexistische  Erzählungen  kommen  darum  in
Krisenzeiten oft mehr auf und rechtfertigen die unbezahlte Hausarbeit und
das Abschieben von Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse. In Deutschland
arbeitet momentan fast die Hälfte aller Frauen in Teilzeit (bei Männern sind
es 12,7 %). In den fünf schlechtest bezahlenden Branchen arbeiten auch
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h  v i e l e  F r a u e n ,  b e i s p i e l s w e i s e  i m
Lebensmitteleinzelhandel mit über 80 %. Von ihnen wird erwartet, dass sie
den Haushalt schmeißen, während sie gleichzeitig der Lohnarbeit nachgehen
müssen, um sich über Wasser zu halten. Die Familie als ökonomische Instanz
wird  so  immer  unattraktiver.  Das  möchten  die  Rechten  gerne  ändern.
Allerdings nicht, indem sie Hausarbeit vergesellschaften und damit Frauen
von  dieser  Doppelbelastung  befreien.  Außerdem  sollen  alle  staatlichen
Unterstützungen  bitte  nur  für  „klassische“  Familienmodelle  (á  la  eine
deutsche  Mutter,  ein  deutscher  Vater  und  deren  leibliche  Kinder)  zur
Verfügung stehen. Doch dieses Beharren auf sexistischen Erzählungen und
der bürgerlichen Kleinfamilie, in der die Frau abhängig vom Mann ist, ist
gefährlich.  Zum  einen  sind  da  die  Mehrbelastung,  die  ökonomische
Abhängigkeit, die mit der Krise noch steigt, und fehlende Selbstbestimmung
über den eigenen Körper sowie die sexuelle Gewalt. Aber da hört es nicht
auf. Frauen werden täglich ermordet, einfach weil sie Frauen sind. Parallel
zum Anwachsen sexistischer Ideologien ist auch die Zahl an Femiziden in den
letzten Jahren immer noch erschreckend hoch. Mehr als 135 Frauen sind es
weltweit  täglich,  die  Dunkelziffer  dürfte  weit  höher  liegen,  zumal  diese
Statistik nur von Morden in der Familie oder Partner:innenschaften ausgeht.
In Deutschland wird etwa jeden dritten Tag ein Mädchen oder eine Frau in
einem  Femizid  ermordet.  2022  wurden  so  viele  Frauen  in  einem  Jahr
ermordet wie noch nie. Österreich ist eines der wenigen Länder, in denen es



regelmäßig sogar mehr ermordete Frauen als Männer gibt. Mehr als 70 %
dieser Morde werden von (Ex-)Partnern begangen. Und auch in Ländern, in
denen die allgemeine Mordrate sinkt, bleibt die Zahl der Femizide laut den
(sehr unzureichenden) Studien relativ konstant. Neben den schon genannten
Gründen, die aus Krise und Rechtsruck erwachsen, kommt hier noch dazu,
dass die Krise auch die gesellschaftliche Position der Männer angreift. Viele
können ihre zugeteilte Rolle als Ernährer und Familienoberhaupt nicht mehr
spielen. Die ökonomische Abhängigkeit wächst und für Frauen und queere
Menschen  wird  es  sehr  schwierig,  den  unter  diesem  Druck  oft
missbräuchlichen Familien- oder Beziehungsverhältnissen zu entfliehen.

Perspektive
So  weit,  so  deprimierend.  Doch  all  diese  Umstände  sind  mehr  als  nur
traurige Fakten. Uns als Revolutionär:innen zeigen sie Zusammenhänge auf,
die wir zu ihrer Bekämpfung unbedingt verstehen müssen. Sie zeigen uns,
dass wir wahrhaftig am Anfang einer „Zeitenwende“ stehen, wie Scholz es
einmal ausdrückte. Und dass es an uns ist, dafür zu sorgen, dass sich die Zeit
im Sinne  der  Arbeiter:innen,  der  Frauen,  queeren  Menschen,  rassistisch
Unterdrückten und all jenen wendet, die keinerlei Interesse am Fortbestehen
des Kapitalismus und seiner Krisen haben.  Gerade in solch umfassenden
Krisen besteht im Rahmen des Möglichen unsere Pflicht und Aufgabe darin,
dem  voranschreitenden  Rechtsruck  und  den  drängenden  Fragen  und
Problemen unserer  Zeit  eine fortschrittliche,  linke Antwort  auf  die  Krise
entgegenzustellen.  Das  bedeutet,  Bewegungen  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenkosten auf  die  Arbeiter:innen aufzubauen und sowohl  Forderungen
gegen  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren  Menschen  (z.  B.
Vergesellschaftung der Hausarbeit) als auch gegen Rassismus (z. B. offene
Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle) aufzuwerfen und miteinander
zu  verknüpfen.  Das  bedeutet,  dass  wir  demokratisch  legitimierte
Selbstschutzorgane  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  brauchen,  die  sich
gegen  Sexismus  und  Rassismus  sowie  rechten  Angriffen  entgegenstellen
können.  Das bedeutet,  dass Frauen und queere Menschen eine führende
Rolle  im  Kampf  um  ihre  eigene  Befreiung  einnehmen  und  gleichzeitig
verstehen müssen, dass unsere vollständige Befreiung im Widerspruch zu



den  Interessen  des  Kapitalismus  steht,  alle  unsere  Kämpfe  sich  deshalb
gegen diese Wurzel unserer Unterdrückung richten müssen. Und vor allem
bedeutet  das  auch,  den  Imperialismus  und  seine  Krisen  als  globales
Phänomen zu betrachten, auf das es nur internationale Antworten geben
kann. In jeder Bewegung gegen Krise, Krieg und Blockbildung müssen wir
dabei  für  einen internationalistischen und antiimperialistischen Charakter
eintreten. Jeden Konflikt, der einen fortschrittlichen Charakter trägt, etwa
die  Verteidigung  Rojavas,  die  Befreiung  Palästinas  oder  den  Sturz  des
iranischen Regimes gilt es, in einen revolutionären Kampf gegen die „eigene“
Bourgeoisie  und  den  Imperialismus  zu  verwandeln,  in  dem  Frauen  und
LGBTQ+-Personen  ihre  Entrechtung  beenden  und  Perspektiven  für  ein
befreites Leben aufwerfen können. Im selben Atemzug gilt es, die Organe
und  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unter  Druck  zu  setzen  und
gegen die Krise zu mobilisieren: Vor allem die Gewerkschaften müssen sich
gegen eine Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen stellen und
fordern,  dass  stattdessen die  Reichen zur  Kasse  gebeten werden.  Es  ist
unsere Aufgabe als Revolutionär:innen, diese Forderungen und Perspektiven
in die aktuellen sozialen Kämpfe zu tragen und gemeinsam für eine Welt
ohne kapitalistische Krisen und Ausbeutung zu kämpfen.

Den Rechtsruck aufhalten – aber
wie?
Von Emilia Sommer, Revolution, FIGHT! März 2024

Die Umfragewerte der AfD sind so hoch wie nie. Sie stellt zum ersten Mal
Bürgermeister:innen  und  plant  auf  Geheimtreffen  massenhafte
Abschiebungen.  Gleichzeitig  verabschiedete  die  Regierung  ein
Rückführungsgesetz, welchen ebendies erleichtert, und der  deutsche Staat
geht mit extremer Gewalt gegen palästinasolidarische Menschen vor, führt
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Razzien durch und kriminalisiert Aktivist:innen. Auch wenn sie sich aktuell
medienwirksam auf den Anti-AfD-Protesten zeigt, ist klar, dass die Ampel-
Regierung mit ihrer Umsetzung rechter Forderungen den Rechtsruck aktiv
befeuert und den Aufstieg von AfD & Co mit ermöglicht.

Ein internationales Problem
Auch international ist der Rechtsruck nicht zu übersehen: Ob Fratelli d’Italia
in Italien, Geert Wilders in den Niederlanden, Milei in Argentinien oder die
rechtspopulistischen  „Schwedendemokraten“,  alle  zeigen,  dass  rechte
Regierungen  auf  dem  Vormarsch  sind  und  eine  kämpferische  linke
Perspektive noch immer auf sich warten lässt. Dabei schüren sie nicht nur
Rassismus, sondern bringen auch für Frauen und Queers einen Rollback mit
sich. So erließ  2020 das polnische oberste Gericht ein nahezu vollständiges
Verbot  von   Schwangerschaftsabbrüchen,  viele  US-amerikanische
Bundesstaaten zogen nach und auch, wenn es in Deutschland seit knapp zwei
Jahren nicht mehr strafbar ist,  warten wir vergeblich auf Streichung des
§ 218, der diese nach wie vor kriminalisiert und lediglich duldet trotz großer
Ankündigungen der Ampel. Doch die Liste geht noch weiter: In Italien stellte
die  Regierung  kürzl ich  die  Geburtsurkunden  von  Kindern  in
Regenbogenfamilien in Frage – also gleichgeschlechtlicher Eltern. Das Ziel:
Nur der „leibliche“ Elternteil soll anerkannt bleiben. Dem oder der Partner:in
wird demnach der Elternstatus entzogen. Das ungarische Parlament geht
sogar  so  weit,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  dazu  ermuntert,
gleichgeschlechtliche  Eltern  wegen  Verletzung  der  „verfassungsrechtlich
anerkannten  Rol le  von  Ehe  und  Famil ie“  bei  den  ört l ichen
Strafverfolgungsbehörden  zu  melden.  Neben  der  Anzeige  von
Regenbogenfamilien  erlaubt  das  Gesetz  auch  die  anonyme  Anzeige  von
„jedem/r, der/die die wahre Bedeutung von Familien, die in der ungarischen
Verfassung definiert  ist,  leugnet oder ändert“.   All  das führt  uns zu der
Frage: Was tun? So weitergehen kann es schließlich nicht. Doch bevor wir
dazu kommen, müssen wir zuerst kurz anschauen, woher der Rechtsruck
kommt und warum aktuell so viele rechts wählen.



Krise und Rechtsruck: die Ursache kennen
Dazu müssen wir zunächst einen Blick in die Vergangenheit werfen: Seit der
Weltwirtschaftskrise  2007/08  hat  sich  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Kapitalisten:innen und ihren Staaten verschärft. Es kam zu einer
massiven Konzentration von Kapital. Gerade die größeren Monopole konnten
davon profitieren, während kleinere Unternehmen nicht mithalten konnten.
Kleinere Unternehmer:innen, auch gerne als Mittelstand bezeichnet, haben
Angst, ihre Stellung zu verlieren und pleitezugehen. Getrieben von der Angst
vor sozialem Abstieg fangen sie an, laut herumzubrüllen: Protektionismus,
Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente,  um
sich  zu  schützen.  Kurz  gesagt:  Sie  wollen  das  Rad  der  Geschichte
zurückdrehen, um nicht ihren Reichtum zu verlieren. Sie wollen den globalen
Kapitalismus also auf reaktionäre Art bekämpfen. Mit der Fokussierung auf
Nationalstaat  und  Protektionismus  geht  auch  einher,  dass  das  Ideal  der
„bürgerlichen Familie“ gestärkt werden muss. Denn im Kapitalismus ist die
Arbeiter:innenfamilie der Ort, wo unbezahlte Reproduktionsarbeit stattfindet.
Ob  nun  Kindererziehung,  Altenpflege,  Waschen  oder  Kochen  –  all  das
reproduziert  die  Arbeitskraft  der  einzelnen  Arbeiter:innen  und  sorgt
gleichzeitig dafür, dass dem Kapital die Arbeitskraft nicht ausgeht. Oftmals
wird diese unbezahlte Hausarbeit von Frauen verrichtet. Diese Arbeitsteilung
wird dadurch gefestigt, dass sie weniger Lohn als Männer erhalten und sie
somit nach einer Schwangerschaft eher zu Hause bleiben. So verdienen sie
beispielsweise im Schnitt immer noch weniger als Männer trotz öffentlichem
Diskurses  über  den  Gender  Pay  Gap,  machen  deutlich  mehr  der
Beschäftigten in sozialen Berufen aus und arbeiten immer noch doppelt so
lang im Haushalt wie Männer. Im Kontrast dazu stehen erkämpfte Rechte
von Frauen und LGBTIAs.  Ob nun Legalisierung von Homosexualität,  die
Gleichstellungsgesetze,  das  Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen
Körper – all das lehnen die Rechten mit aller Macht ab. Das traditionelle Bild
der Frau als Mutter, emotionale Versorgerin und Pflegende trägt also aktiv
zur  Profitmaximierung  bei,  Sexismus  hat  eine  materielle  Grundlage  und
queere  Partner:innenschaften,  Identitäten  und  Familien  stellen  dieses
klassische  Bild  infrage.



Warum  wählen  aktuell  so  viele  Menschen
rechts?
Natürlich gibt es dafür mehrere Gründe. An dieser Stelle wollen wir uns
jedoch auf  einen konzentrieren –  die Finanzkrise 2007/2008.  Im Rahmen
dieser nahm nicht nur die Konkurrenz zwischen einzelnen Kapitalfraktionen
zu. Es kam auch zu einer wachsenden Verelendung der Arbeiter:innenklasse.
Damals  wurden die  Kosten der  Krise  auf  diese  abgewälzt:  Viele  wurden
entlassen,  vielerorts  sind  Löhne  nicht  gestiegen,  während  zugleich  die
Lebenshaltungskosten in die Höhe kletterten. Dagegen passiert ist nicht viel.
Massenproteste wurden im Namen der Sozialpartnerschaft klein gehalten
oder konnten nicht gewonnen werden wie in Griechenland. Das hat viele
enttäuscht und so wendeten sie sich beispielsweise der AfD zu, die sich als
Alternative  zu  den  etablierten  Parteien  mittels  Ablehnung  der  EU  und
rassistischer Hetze darstellen konnte. Doch statt dem was entgegenzusetzen,
gab es eine Verschiebung nach rechts. Viele Parteien haben sich vor den
Karren  spannen  lassen.  Während  Rechtspopulist:innen  hetzten,
verabschiedeten sie Gesetze und stimmten in den Chor mit ein. Vorbei ist die
Willkommenskultur, jetzt haben wir einen Olaf Scholz der sagt „Wir müssen
endlich konsequent abschieben”. Das ist kein Zufall: Getrieben von der Angst
vor Wähler:innenverlusten bildet Rassismus gleichzeitig ein gutes Mittel, um
von  Einsparungen  und  fehlenden  Lohnerhöhungen  abzulenken.
Migrant:innen werden zum Problem gemacht, nicht nicht die Unterordnung
aller politischen Ziele unter die Interessen des Kapitals. Die Krise im Zuge
der Pandemie befeuerte diese Entwicklung erneut. Doch so abgefuckt diese
Entwicklung ist: Es liegt in unseren Händen, etwas dagegen zu tun. Aber was
braucht es, um den Rechtsruck aufzuhalten?

Gemeinsam gegen den Rechtsruck!
Um den Vormarsch der Rechten zu stoppen, müssen wir eine Bewegung
aufbauen. Dabei braucht es nicht nur einzelne Mobilisierungen, bei denen
sich Regierungsvertreter:innen, die letzten Endes den Aufstieg der AfD mit
zu verantworten haben, ggenseitig auf die Schultern klopfen können ganz
nach dem Motto: „Jetzt waren wir auch im Widerstand!”, während sie einen



Atemzug später Gesetze verabschieden, die mehr von uns abschieben. Wir
brauchen mehr:

Raus  aus  der  Defensive:  Gegen   Sparpolitik  und  soziale1.
Unterdrückung!

Statt  sich  einfach  nur  an  den  Rechten  abzuarbeiten  und  auf  diese  zu
reagieren, müssen wir konkrete Verbesserungen erkämpfen. Das heißt, wir
sind  nicht  nur  gegen  Abschiebungen,  sondern  für  offene  Grenzen  und
Staatsbürger:innenrechte für alle. Wir fordern nicht nur Abrüstung, sondern
lehnen jede Finanzierung des staatlichen Gewaltmonopols, also der Polizei
und Bundeswehr,  getreu dem Motto,  „Keinen Cent  für  Militarismus und
Repression“  ab.  Auch  treten  wir  nicht  nur  gegen  die  zahlreichen
Sparmaßnahmen, sondern für den Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, die
Enteignung der Wohnungsspekulation, der großen Banken und Konzerne ein,
für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und  Bildungssystems  durch
Besteuerung von Profit  und Vermögen der Reichen – unter Kontrolle der
Arbeiter:innen, Mieter:innen, Lehrenden und Lernenden. Dabei ist es zentral,
daran  anzusetzen,  was  den  Rechtsruck  befeuert:  Sparpolitik  und
Sozialpartnerschaft.  Allerdings darf man auch nicht der Illusion verfallen,
dass es nur ausreicht, die „sozialen Fragen“ zu betonen. Diese Forderungen
müssen  konsequent  mit  Antirassismus  und  -sexismus  verbunden  werden,
denn  nur  in  praktischen  Kämpfen  kann  man  den  sich  etablierenden
Rassismus zu beseitigen anfangen. Widmet man sich in der jetzigen Situation
nur den sozialen Fragen, vergisst man, dass soziale Unterdrückung spaltet,
und kann sie schlechter bekämpfen:

Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Gewinn
aus der Krise ziehen!
Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitende Lohnskala!



Druck ausüben und klaren Klassenstandpunkt beziehen2.

Breite Proteste, wie wir sie mit #wirsinddiebrandmauer sehen, scheinen auf
den ersten Blick wünschenswert. Doch die große Einheit, die die scheinbar
größte Stärke des Protestes ist, macht gleichzeitig ihre größte Schwäche aus.
Doch uns helfen weder Versammlung aller linken Kleinstgruppen, die die
besten Forderungen aufwerfen, aber keine reale Verankerung auf die Straße
bringen, noch riesige Proteste, die nur abstrakte, verwaschene Parolen wie
„Menschenwürde” und „Toleranz” vor sich her tragen.

Deswegen treten wir für ein Bündnis vor allem aus den Organisationen der
Arbeiter:innenklasse,  also  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie  und  linken
Reformist:innen, ein. Diese in Bewegung zu setzen, ist zentral, da sie einen
Großteil der organisierten Arbeiter:innen hinter sich herführen. Das ist ein
entscheidender Punkt, wenn es darum geht, Verbesserungen zu erkämpfen.
Dies wird nicht nur mittels Demonstrationen passieren, sondern man muss
beispielsweise mittels Streiks Druck ausüben. Das heißt nicht, dass Kräfte
wie die Grünen nicht mitlaufen können – nur sollte man für deren Beteiligung
keine  Kompromisse  eingehen.  Denn  Rassismus  und  Sexismus  sind  nicht
einfach nur beschissen. Sie schwächen auch das objektive Interesse aller
Arbeiter:innen.  Anstatt  zusammen  für  eine  bessere  Lebensgrundlage
einzutreten, bekämpft man sich gegenseitig („Teile und herrsche!“). Doch
diese in Bewegung zu setzen, ist gar nicht so einfach. Deswegen muss man
versuchen, in bestehenden Proteste zu intervenieren, und klar aufzeigen: Ihr
wollt  den Rechtsruck aufhalten? Dann lasst  uns Verbesserungen für  alle
erkämpfen und mobilisiert richtig dafür! Wir brauchen nicht nur Floskeln,
sondern konkrete Aktionen!

Um das zu ermöglichen, setzen wir uns im Rahmen solcher Bündnisse – auch
Einheitsfronent genannt – für volle Kritik- und Propagandafreiheit ein. Denn
es muss möglich sein, gemeinsam Proteste zu organisieren und gleichzeitig
Unterschiede  sowie  Differenzen  zu  äußern,  damit  auch  innerhalb  der
gesamten  Bewegung  politische  Vorschläge  diskutiert  werden.

Rein in den Alltag: Für eine Basisbewegung an Schulen, Unis3.



und in Betrieben!

Große  Demonstrationen  und  Kundgebungen  sind  gut,  aber  reichen  bei
weitem nicht aus. Sie mögen vielleicht jenen, die schon überzeugt sind, Kraft
geben.  Aber  das  Ziel  bleibt  jedoch,  mehr  Menschen  zu  erreichen  und
überzeugen.  Stattfinden  kann  das,  indem  man  Kämpfe  um  reale
Verbesserungen für alle organisieren hilft und diese an jene Orte trägt, wo
wir  uns  tagtäglich  aufhalten  müssen:  Schulen,  Unis  und  Betriebe.
Demonstrationen oder Kundgebungen können als Aufhängerinnen genutzt
werden, um Vollversammlungen vor Ort zu organisieren, Aktionskomittees zu
bilden,  die die Forderungen der Bewegung erklären und gleichzeitig mit
Problemen vor Ort verbinden. Deswegen ist es zentral, dass Organisationen,
die den Protest unterstützen, nicht nur einen Aufruf unterzeichnen, Geld
spenden  und  eine  Pressemitteilung  herausgeben,  sondern  auch  ihre
Mitgliedschaft dazu aufrufen, aktiv an Schulen, Unis und in Betrieben zu
mobilisieren.

International is’ Muss!4.

Der Rechtsruck ist nicht nur ein deutsches, sondern internationales Problem.
Hinzu  kommt,  dass  mit  Deals  zwischen  unterschiedlichen  Ländern  oder
gemeinsamen „Initiativen“  wie  Frontex  vor  allem imperialistische Länder
versuchen, sich die Probleme der Geflüchteten vom Leib zu halten. Wenn wir
uns dem Rechtsruck entgegenstellen, Festungen wie die Europas erfolgreich
einreißen  wollen,  bedarf  es  mehr  als  einer  Bewegung  in  einem  Land.
Deswegen müssen wir  das  Ziel  verfolgen,  gemeinsame Forderungen und
Aktionen  über  die  nationalen  Grenzen  hinaus  aufzustellen.  Das  kann
anfangen,  indem  man  gemeinsame  Aktionstage  plant  und  schließlich
gemeinsame  Strategie-  und  Aktionskonferenzen  organisiert,  in  denen
Aktivist:innen  gemeinsam  über  die  Perspektive  der  Bewegung  entscheiden.

Bewegung alleine reicht nicht!
Doch die Aufgabenliste endet für uns damit nicht: Bewegung alleine reicht



nicht  aus.  Sie  kann  es   nicht  schaffen,  die  Wurzeln  von  sozialer
Unterdrückung  wie  Rassismus,  Sexismus  oder  LGBTIA+-Diskriminierung
auszureißen,  da  diese  mit  dem  kapitalistischen  System  verwoben  sind.
Deswegen  besteht  die  Aufgabe  für  Revolutionär:innen  innerhalb  dieser
Bewegung darin, einen klaren antikapitalistischen, internationalistischen Pol
zu  bilden  und  eine  deutliche  Perspektive  aufzuzeigen.  Wir  treten  für
Verbesserungen im Hier und Jetzt ein, müssen aber gleichzeitig den Weg
aufzeigen, wie wir zu einer sozialistischen Gesellschaft kommen. Deswegen
werfen wir auf, dass bei Finanzierungsfragen dies durch Besteuerung der
Reichen  oder  Enteignung  passieren  muss  sowie  die  Kontrolle  über
Verbesserungen und, wie diese umgesetzt werden, bei Arbeiter:innen und
Unterdrückten  liegen  sollte.  Um dies  zu  realisieren,  braucht  es  unserer
Meinung nach eine  internationale  Organisation  mit  einem revolutionären
Programm, das deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft,
Geschlecht, Alter oder Sexualität geben darf, und das aus den Fehlern der
Vergangenheit gelernt hat. Nur so können wir unserer Unterdrückung auch
in der Arbeiter:innenbewegung selbst entgegentreten und gleichzeitig dem
Rechtsruck die Stirn bieten.

Wir fordern deshalb:

Aufbau einer antifaschistischen und internationalen Einheitsfront aus
allen linken Organisationen und solchen der Arbeiter:innenklasse!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Kampf  dem  Rechtsruck  heißt  Kampf  dem  Kapital:  Für  ein
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!



Schlaglicht:
Männliche Toxizität

Obwohl eine geschlechtliche Rollenverteilung im Sinne des Mannes als
finanziellem Versorger der Familie und der Frau als

Reproduktionsarbeiterin eine so zentrale Rolle im Kapitalismus einnimmt,
führen die Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse gleichzeitig zu

einer Krise der bürgerlichen Familie. Frauen werden seit Jahrzehnten mehr
und mehr in die Produktion mit einbezogen, stehen oft in

Vollbeschäftigungsverhältnissen und der „Girlboss-Feminism“ fordert mehr
und mehr ihren Zugang zu Führungspositionen in Unternehmen. Obwohl es
hier nach wie vor strukturelle Ungerechtigkeiten gibt, sind Frauen heute oft
gut qualifizierte und gefragte Arbeitskräfte, die sich besser selbst versorgen

können als beispielsweise noch in den 1950er Jahren. Für viele Männer
stellt sich also heute immer drängender die Frage, welche gesellschaftliche

Rolle sie besetzen sollen, wenn ihr traditionell anerzogenes Bild des
alleinigen Versorgers immer obsoleter wird. Zu diesem Gefühl des

Bedeutungs- oder Sinnverlustes kommt bei vielen die Wahrnehmung von
Frauen als realistische Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und lässt sie in

die Arme toxisch-männlicher Propaganda laufen. Anstatt sich für eine
gleichberechtigte und ausbeutungsfreie Zukunft für alle einzusetzen, finden
sie Gefallen an der Vorstellung, Frauen in ihre traditionelle, häusliche und

unsichtbare Rolle zurückzudrängen, in welcher sie finanziell von ihnen
abhängig sind und wo sich ihre Versorgerrolle wieder verwirklichen kann.


